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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. August 1958 

6 — 55006 — 2648/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über die Liquidation 
der Deutschen Reichsbank und der Deutschen 
Golddiskontbank 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 194. Sitzung am 6. Juni 1958 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Die Replik der Bundesregierung auf die Änderungsvorschläge 
des Bundesrates ist als Anlage 3 diesem Schreiben beigefügt. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister für Verkehr 

Seebohm 


Druck: Bonner Universiläts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54. Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Liquidation der Deutschen Reichsbank 
und der Deutschen Golddiskontbank 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: j 

ERSTER ABSCHNITT 

Deutsche Reichsbank 

§ 1 I 

Auflösung j 

(1) Die Deutsche Reichsbank wird aufgelöst und 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes abgewickelt. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft bestellt 
den Abwickler und beruft ihn ab. Bestellung und 
Abberufung sind im Bundesanzeiger bekanntzu- 
machen. Der Bundesminister für Wirtschaft kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen dem Abwickler Weisungen erteilen. 

§ 2 

Ergänzung der Umstellungsvorschriften 

(1) Die Deutsche Reichsbank kann wegen ihrer 
Zahlungsverbindlichkeiten nur in Anspruch genom- 
men werden, soweit die Verbindlichkeiten im Ge- 
schäftsbetrieb der Reichshauptbank Berlin oder 
einer Reichsbankanstalt im Geltungsbereich dieses 1 
Gesetzes begründet worden sind und gegenüber j 
Personen bestehen, die bei Ablauf des 31. Dezember 
1952 ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalts- . 
ort, ihren Sitz oder Ort der Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes, im Saarland oder 
im Gebiet eines Staates hatten, der die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland am 1. April 1956 
anerkannt hat; bei Unternehmen mit Sitz in Berlin 
muß sich die Geschäftsleitung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes befunden haben. Von Gläubigern, 
die bei Ablauf des 31. Dezember 1952 ihren Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthaltsort, ihren Sitz oder 
Ort der Geschäftsleitung im Gebiet eines Staates 
hatten, der die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland am 1. April 1956 anerkannt hat, kann 
die Deutsche Reichsbank nur in Höhe von sechzig 
vom Hundert des Nennbetrages der Verbindlich- 
keiten in Anspruch genommen werden. 

(2) Einem nach Absatz 1 Berechtigten stehen 
Heimkehrer, Vertriebene und Sowjetzonenflücht- 
linge sowie eheliche Gütergemeinschaften, Erben- 
gemeinschaften oder sonstige Gemeinschaften zur 
gesamten Hand nach Maßgabe der §§ 5 und 6 des 
Umstellungsergänzungsgesetzes gleich. 

(3) Zahlungsverbindlichkeiten der Deutschen 
Reichsbank, die im Geschäftsbetrieb der Reichs- 
hauptbank Berlin oder einer Reichsbankanstalt im 


Geltungsbereich dieses Gesetzes begründet worden 
sind, erlöschen, 

1. soweit sie am 8. Mai 1945 gegenüber Kre- 
ditinstituten mit Sitz im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes oder gegenüber Kedit- 
instituten bestanden, die, ohne ihren Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu 
haben, Berliner Altbanken im Sinne des 
Altbankengesetzes sind, es sei denn, daß 
das Kreditinstitut sich am 31. Dezember 
1952 in Abwicklung befunden und seine 
bankgeschäftlichen Verbindlichkeiten zu 
diesem Zeitpunkt bereits erfüllt hatte. Als 
Kreditinstitut mit Sitz im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gilt auch ein Kreditinstitut, 
dessen Hauptniederlassung nach § 3 der 
Fünfunddreißigsten Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz als verlagert 
anerkannt worden ist oder wird; 

2. soweit sie am 8. Mai 1945 gegenüber den 
in § 14 Nr. 1 bis 3 und 5 des Umstellungs- 
gesetzes bezeichneten Rechtsträgern be- 
standen. 

Dies gilt nicht für Verbindlichkeiten, die auf fremde 
Währung lauten. 

(4) Reichsmarkverbindlichkeiten im Sinne der 
Vorschriften über die Neuordnung des Geldwesens, 
für welche die Deutsche Reichsbank in Anspruch 
genommen werden kann, werden nach den für 
diese Verbindlichkeiten geltenden Vorschriften auf 
Deutsche Mark umgestellt. 

(5) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
bestehenden Verbindlichkeiten mit Ausnahme der 
bereits fälligen Zinsen sind vom 1. Januar 1953 
an mit fünf vom Hundert zu verzinsen, es sei denn, 
daß ein höherer Zinssatz vereinbart ist. Dies gilt 
nicht für Verbindlichkeiten aus Guthaben. 

§ 3 

Abfindung der Anteilseigner 

(1) Die Anteilseigner der Deutschen Reichsbank 
erhalten als Abfindung auf je hundert Reichsmark 
Reichsbankanteile Sechsundsechzig und zwei Drittel 
Deutsche Mark Bundesbankgenußrechte (§§ 5, 7). 

(2) Ehemalige Reichsbankanteilseigner, die wegen 
ihrer Rasse nach § 1 1 Abs. 2 des Reichsbankge- 
setzes ausgeschlossen wurden, erhalten gegen 
Rückgabe der Entschädigung (Reichsschatzanwei- 
sungen oder Wertersatz) wieder Reichsbankanteile 
und hierauf nach Absatz 1 Bundesbankgenußrechte. 
Mit Anerkennung des nach diesem Gesetz gege- 
benen Anspruchs geht ein Anspruch, der dem Be- 
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rechtigten wegen des Verlustes seiner Reichsbank- 
anteile nach den Vorschriften zur Rückerstattung 
feststellbarer Vermögensgegenstände oder nach 
dem Bundesrückerstattungsgesetz zusteht, auf die 
Deutsche Reichsbank über; auf diesen Anspruch 
bereits bewirkte Leistungen sind an die Deutsche 
Reichsbank herauszugeben. 

(3) Ehemalige Reichsbankanteilseigner, die, ohne 
nach § 11 Abs. 2 des Reichsbankgesetzes ausge- 
schlossen zu sein, nach fruchtlosem Ablauf der nach 
§ 33 des Reichsbankgesetzes gesetzten Umtausch- 
fristen ausgeschlossen wurden, erhalten wieder 
Reichsbankanteile und hierauf nach Absatz 1 Bun- 
desbankgenußrechte, wenn dies zur Abwendung 
unbilliger Härten geboten erscheint. 

(4) Das Reichsmarkgrundkapital der Deutschen 
Reichsbank erhöht sich um die nach den Absätzen 2 
und 3 neu ausgegebenen Anteile. 

§ 4 

Verfahren bei der Abfindung der ehemaligen 
Reichsbankanteilseigner 

(1) Ansprüche nach § 3 Abs. 2 und 3 sind inner- 
halb von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bei dem Abwickler anzumelden. Lehnt der 
Abwickler den Antrag ab, so hat er dies unter An- 
gabe der Gründe durch eingeschriebenen Brief oder 
gegen Empfangsbescheinigung dem Antragsteller 
mitzuteilen. 

(2) Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit- 
teilung kann der Antragsteller gerichtliche Entschei- 
dung beantragen; hierüber ist er in der Mitteilung 
zu belehren. Uber den Antrag entscheidet eine 
Zivilkammer des Landgerichts Berlin durch mit 
Gründen versehenen Beschluß. 

(3) Für das gerichtliche Verfahren gelten die 
Vorschriften des Reichsgesetzes über die Angele- 
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, soweit 
in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

(4) Gegen die Entscheidung des Landgerichts fin- 
det die sofortige Beschwerde an das Kammergericht 
statt. Die Entscheidung des Kammergerichts ist 
endgültig. 

(5) Die Entscheidung wird mit der Rechtskraft 
wirksam. 

(6) Das gerichtliche Verfahren im ersten Rechts- 
zug ist gebühren- und auslagenfrei. 

§ 5 

Bundesbankgenußrechte 

(1) Die Deutsche Bundesbank hat in der sich aus 
§ 3 ergebenden Höhe in Genußscheinen verbriefte 
Genußrechte auszugeben und zur Verfügung des 
Abwicklers zu halten. Die Genußrechte berechtigen 
zum Bezug eines jährlichen Gewinnanteils in Höhe 
von sechs vom Hundert ihres Nennbetrages vom 
1. Januar 1958 an. Sie geben dem Inhaber außer- 
dem im Falle der Auflösung der Deutschen Bundes- 
bank einen Anspruch auf Zahlung von hundert- 


fünfzig vom Hundert ihres Nennbetrages, jedoch 
erst nach Berichtigung der Schulden. Die Genuß- 
rechte sind nicht im Jahresabschluß der Deutschen 
Bundesbank auszuweisen, jedoch im Geschäfts- 
bericht zu erwähnen. 

(2) Die Gewinnanteile für die Genußrechte sind 
aus dem Reingewinn der Deutschen Bundesbank 
vorwegzuzahlen, der nach Abzug der gemäß § 27 
Nr. 1 des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 
der gesetzlichen Rücklage zufließenden Beträge ver- 
bleibt. Reicht der Reingewinn in einem Jahr hier- 
für nicht aus, so ist der Rückstand aus dem Rein- 
gewinn späterer Jahre nachzuzahlen. 

(3) Die Genußscheine lauten auf den Inhaber und 
werden in Stücken über Sechsundsechzig und zwei 
Drittel, dreihundertdreiunddreißig und ein Drittel 
und Sechshundertsechsundsechzig und zwei Drittel 
Deutsche Mark ausgegeben. Sie sind mit Gewinn- 
anteilscheinen zu versehen. Die Genußscheine müs- 
sen die Unterschrift von mindestens zwei Mitglie- 
dern des Direktoriums der Deutschen Bundesbank 
tragen. Die Namensunterschriften können im Wege 
der mechanischen Vervielfältigung hergestellt wer- 
den. 

(4) Für die Genußrechtsinhaber bestimmte Erklä- 
rungen sind von der Deutschen Bundesbank zwei- 
mal im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Eine Er- 
klärung wird wirksam, sobald die Nummer des 
Bundesanzeigers ausgegeben ist, in der die zweite 
Veröffentlichung enthalten ist. 

(5) Die Genußrechte sind an jeder Börse zum 
Börsenhandel zugelassen. Der Verölfentlichung 
eines Prospektes bedarf es nicht; zum Zwecke der 
Einführung an der Börse sind dem Börsenvorstand 
die Merkmale der Genußrechte mitzuteilen. 


§ 6 

Vereinfachte Abwicklung 

(1) Eine Auseinandersetzung zwischen der Deut- 
schen Reichsbank und dem Bund findet nur nach 
den Absätzen 2 und 5 statt. Auseinandersetzungsan- 
sprüche der Länder gelten durch die Leistungen des 
Bundes nach § 27 Nr. 3 des Gesetzes über die Deut- 
sche Bundesbank als abgegolten. Eine Auseinander- 
setzung mit der Deutschen Bundesbank unterbleibt. 

(2) Forderungen der Deutschen Reichsbank gegen 
den Bund und seine Sondervermögen, gegen die 
Länder und gegen Schuldner, die unmittelbar oder 
mittelbar gegen den Bund oder ein Land Rückgriff 
nehmen könnten, erlöschen. Das gilt nicht für For- 
derungen aus Schuldverschreibungen, die die Deut- 
sche Reichsbank während der Treuhandverwaltung 
erworben hat. Forderungen des Bundes gegen die 
Deutsche Reichsbank erlöschen. 

(3) Der Abwickler hat unter Hinweis auf dieses 
Gesetz die Gläubiger dreimal durch Bekannt- 
machung im Bundesanzeiger aufzufordern, ihre An- 
sprüche innerhalb von sechs Monaten anzumelden. 
Ein nicht fristgerecht angemeldeter Anspruch wird 
ausgeschlossen, es sei denn, daß er dem Abwickler 
bekannt ist. Der Bundesminister für Wirtschaft 
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kann im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen in Härtefällen Ausnahmen zulassen. 

(4) Der Abwickler hat die bestehengebliebenen 
Forderungen einzuziehen, das übrige Vermögen — 
mit Ausnahme der im Eigentum der Deutschen 
Reichsbank stehenden Aktien der Deutschen Gold- 
diskontbank — in Geld umzusetzen oder anderwei- 
tig zu verwerten. Er hat die Gläubiger zu befriedi- 
gen oder den geschuldeten Betrag zu ihren Gun- 
sten zu hinterlegen, wenn ein Recht zur Hinter- 
legung besteht. 

(5) Der Abwickler hat die im Eigentum der Deut- 
schen Reichsbank stehenden Aktien der Deutschen 
Golddiskontbank, soweit sie nicht nach § 10 an 
Ausländer auszufolgen sind, dem Bund zu übereig- 
nen und den danach verbleibenden Abwicklungs- 
überschuß an den Fonds zur Einziehung von Bun- 
desbankgenußrechten (§ 7) abzuführen. Bis zur 
Höhe des voraussichtlichen Abwicklungsüberschus- 
ses darf er unter dem Vorbehalt etwaiger Rück- 
forderung Vorauszahlungen an den Fonds leisten. 

(6) Einen Abwicklungsfehlbetrag trägt der Bund. 
Der Bundesminister der Finanzen sorgt für Liquidi- 
tät der Abwicklungsmasse. 

(7) Der Abwickler hat über das der Abwicklung 
unterliegende Vermögen eine Übersicht aufzustel- 
len, die der Prüfung des Bundesrechnungshofes un- 
terliegt. Nach Beendigung der Abwicklung hat der 
Abwickler dem Bundesminister für Wirtschaft 
Schlußrechnung zu legen. Dieser veranlaßt die Prü- 
fung der Schlußrechnung durch den Bundesrech- 
nungshof und erteilt im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen dem Abwickler Ent- 
lastung. 

(8) Werden nach Beendigung der Abwicklung 
weitere Abwicklungsmaßnahmen nötig, so hat der 
Bundesminister für Wirtschaft den bisherigen Ab- 
wickler neu zu bestellen oder einen anderen Ab- 
wickler zu berufen. 

§ 7 

Fonds zur Einziehung von Bundesbankgenußrechten 

(1) Bei der Deutschen Bundesbank wird ein 
rechtlich unselbständiger Fonds gebildet, dem zu- 
fließen 

1. der Abwicklungsüberschuß der Deutschen 
Reichsbank gemäß § 6 Abs. 5, 

2. der dem Bund nach § 27 Nr. 4 des Geset- 
zes über die Deutsche Bundesbank zu- 
stehende Restgewinn der Deutschen Bun- 
desbank, höchstens jedoch zwanzig Mil- 
lionen Deutsche Mark, und zwar erstmals 
der Gewinn des Geschäftsjahres 1958. 

(2) Aus dem Fonds hat die Deutsche Bundesbank 
nach Maßgabe der verfügbaren Mittel die Genuß- 
rechte gegen Zahlung eines Entgelts in Höhe von 
einhundertfünfzig vom Hundert ihres Nennbetrages 
auf Grund einer Auslosung einzuziehen. Der Zeit- 
punkt der Einziehung ist unter gleichzeitiger Be- 


kanntgabe der zur Einziehung bestimmten Stücke 
mindestens drei Monate vorher nach § 5 Abs. 4 
zu veröffentlichen. Dabei sind die Inhaber der Ge- 
nußscheine aufzufordern, diese bei der Deutschen 
Bundesbank einzureichen. Die Aufforderung ist mit 
dem Hinweis darauf zu verbinden, daß die Deutsche 
Bundesbank nicht rechtzeitig eingereichte Genuß- 
scheine für kraftlos erklären kann. Wird ein Ge- 
nußschein für kraftlos erklärt, so ist das auf ihn 
entfallende Entgelt dem Berechtigten auszuzahlen 
oder, wenn ein Recht zur Hinterlegung besteht, zu 
hinterlegen. 

(3) Nach Einziehung aller Genußrechte wird der 
Fonds aufgelöst; ein Uberschuß steht dem Bund 
zu. 

§ B 

Wertpapierfragen 

(1) Die Reichsbankanteile sind nicht mehr zum 
Handel an den deutschen Börsen zugelassen. 

(2) Einzelurkunden über Reichsbankanteile wer- 
den nicht mehr ausgefertigt. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, die Er- 
teilung von Sammeldepotgutschriften über Reichs- 
bankanteile zugunsten der nach § 3 Abs. 2 und 3 
Berechtigten, die Auflösung der Sammelurkunde 
über Reichsbankanteile sowie die Auslieferung von 
Bundesbankgenußscheinen an die nach § 3 Berech- 
tigten durch Rechtsverordnung zu regeln. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Deutsche Golddiskontbank 

§ 9 

Auflösung 

Die Deutsche Golddiskontbank wird aufgelöst. 
Die Abwicklung findet nach den für die Deutsche 
Golddiskontbank geltenden aktienrechtlichen Vor- 
schriften statt. 

§ 10 

Aktienumtausch für Ausländer 

Ehemalige Reichsbankanteilseigner, die wegen 
ihrer Staatsangehörigkeit nach § 11 Abs. 2 des 
Reichsbankgesetzes ausgeschlossen wurden (Aus- 
länder oder Staatenlose), können nachträglich in- 
nerhalb von sechs Monaten seit Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes ihre Reichsbankanteile im Verhältnis 
von eins zu zwei in Vorzugsaktien der Deutschen 
Golddiskontbank Umtauschen. Der Umtausch er- 
folgt durch den Abwickler der Deutschen Reichs- 
bank aus deren Beständen (§ 6 Abs. 5). Wer von 
diesem Umtauschrecht Gebrauch macht oder den 
Umtausch nach dem 8. Mai 1945 bereits vorgenom- 
men hat, erhält Gewinnbezugsrechte vom Ge- 
schäftsjahr 1939 ab. 
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§ 11 

Ergänzung der Umstellungsvorschriften 

(1) Die Deutsche Golddiskontbank gilt als Berli- 
ner Altbank im Sinne des Altbankengesetzes und 
als Kreditinstitut im Sinne des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes. 

(2) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
bestehenden Verbindlichkeiten mit Ausnahme der 
bereits fälligen Zinsen sind vom 1. Januar 1953 an 
mit fünf vom Hundert zu verzinsen, es sei denn, 
daß ein höherer Zinssatz vereinbart ist. 

§ 12 

Ende der Treuhandverwaltung 

Das Amt des Treuhänders der Deutschen Gold- 
diskontbank erlischt mit der Bestellung des Ab- 
wicklers. Der Treuhänder hat das verwaltete Ver- 
mögen an den Abwickler herauszugeben und über 
seine Verwaltung dem Bundesminister für Wirt- 
schaft Rechnung zu legen. Dieser veranlaßt die Prü- 
fung der Rechnung durch den Bundesrechnungshof 
und erteilt im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen dem Treuhänder Entlastung. 


DRITTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 13 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 14 

Saar-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 15 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden zweiten Monats in Kraft. 
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Begründung 


Vorbemerkung 

Die Bundesregierung legte Anfang 1956 vor Ein- 
bringung des Entwurfs eines Bundesbankgesetzes 
den Entwurf eines Gesetzes über die Liquidation 
der Deutschen Reichsbank und der Deutschen Gold- 
diskontbank vor — Drucksache 2327 der 2. Wahl- 
periode. Der Bundesrat erhob dagegen, abgesehen 
von redaktionellen Abänderungsvorschlägen, keine 
Einwendungen. Der Bundestag beriet den Entwurf 
nur in erster Lesung in der Sitzung vom 30. Mai 
1956. 

Die Bundesregierung hat ihren früheren Entwurf 
unter Beachtung aller inzwischen bekanntgewor- 
denen weiteren Tatsachen lind Argumente, insbe- 
sondere einiger Rechtsgutachten zur Reichsbank- 
frage und eines neuen Status der Deutschen Gold- 
diskontbank, sowie nach Anhörung des von der 
Reichsbankhauptversammlung zur Wahrnehmung 
der Interessen der Anteilseigner eingesetzten 
Reichsbankausschusses überprüft mit dem Ergebnis, 
daß der frühere Entwurf in seiner Konzeption auf- 
rechterhalten und nur wie folgt modifiziert wird. 

Die Abfindung der Reichsbankanteilseigner mit 
Bundesbankgenußrechten wird zum Nennwert am 
Jahresende 1957 (statt bisher 1954) festgesetzt. Die 
Genußrechte sollen dann zum Liquidationswert im 
Wege der Auslosung aus einem mit den Erlösen 
der Reichsbankrestmasse und mit Bundesbankge- 
winnen gespeisten Fonds getilgt werden. 

Die Deutsche Golddiskontbank soll, wie schon im 
alten Entwurf vorgesehen, aufgelöst und abgewik- 
kelt werden. Der neue Entwurf enthält nicht mehr 
die früher vorgesehene Ermächtigung für ein dem 
§ 255 des Aktiengesetzes entsprechendes Angebot 
des Bundes, das seiner Hohe nach ungewisse Dego- 
vermögen insgesamt gegen einen festen Pauschal- 
preis zu übernehmen, der dann den Aktionären als 
Liquidationserlös zukommen sollte. Die Bundes- 
regierung wiederholt ihrerseits diesen zur Verein- 
fachung und Beschleunigung der Liquidation ge- 
dachten Vorschlag nicht, weil er dahin mißdeutet 
worden ist, daß er die Rechte der Aktionäre schmä- 
lere. Bei der nun notwendigen normalen Liquida- 
tion kann nicht mehr bezweifelt werden, daß die 
Aktionäre alles das erhalten, was sie nach dem 
Vermögensstand ihrer Gesellschaft zu beanspruchen 
haben. 

Die folgende Entwurfsbegründung wiederholt nur 
die Hauptpunkte der früheren Begründung und ver- 
sucht dabei, einige wegen der Schwierigkeit der 
Materie teils mißverständliche, teils mißverstandene 
Darlegungen zu präzisieren. j 


ZUM ERSTEN ABSCHNITT 

Deutsche Reichsbank 

Die Deutsche Reichsbank ist die 1875 gegründete, 
zuletzt durch das Reichsbankgesetz von 1939 ge- 
regelte Notenbank des Reichs-, eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts, deren Grundkapital 
von 150 Millionen RM sich im Besitz zahlreicher 
privater Anteilseigner befindet. 

Die Reichsbank wurde nach dem Zusammenbruch 
in den Jahren 1946 bis 1948 durch den Besatzungs- 
gesetzgeber dezentralisiert, d. h. unter Zurücklas- 
sung einer Restmasse in die Landeszentralbanken 
und die Bank deutscher Länder unter dem ausdrück- 
lichen Vorbehalt einer „späteren Vermögensaus- 
einandersetzung" aufgeteilt. Die Landeszentral- 
banken und die Bank deutscher Länder sind in- 
zwischen durch das Bundesbankgesetz wieder zur 
Deutschen Bundesbank zusammengefügt worden. 
In diese Refusion auch die Reichsbank mit ihrer 
Restmasse einzubeziehen, empfahl sich nicht. Viel- 
mehr erschien es zweckmäßig, die Reichsbank auf- 
zulösen und abzuwickeln. 

Zu § 1 (Auflösung) 

Die Auflösung der Reichsbank kann nur ebenso 
wie ihre Gründung durch Gesetz erfolgen. Die Vor- 
schriften über die Abwicklung betreffen allerdings 
nicht den Teil des Vermögens, der sich zur Zeit 
einer Regelung durch Bundesgesetz entzieht (Ost- 
vermögen). Da die Reichsbank als Rechtsperson 
fortbesteht, muß das Reichsbankgesetz in Kraft 
bleiben, verliert aber im Geltungsbereich dieses 
Liquidationsgesetzes praktisch seine Bedeutung. 

Den Abwickler zu bestellen und zu beaufsichtigen, 
ist Sache der zuständigen Bundesminister, zumal 
die Reichsbankanteilseigner nach ihrer Abfindung 
kein berechtigtes Interesse mehr an dem abzuwik- 
kelnden Vermögen haben. 

Zu § 2 .(Ergänzung der Umstellungsvorschriften) 

Ausweislich der hier beigefügten Zusammenstel- 
lung der die Reichsbank betreffenden Umstellungs- 
vorschriften hat der Besatzungsgesetzgeber und ihm 
folgend der Bundesgesetzgeber — ohne dies bisher 
ausdrücklich zu sagen — die Reichsbank nach und 
nach in das besondere System des Umstellungs- 
rechts der Geldinstitute einbezogen, ein Vorgang, 
der durchaus der Rechtsstellung der Reichsbank als 
Bank der Banken entspricht. 
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Zusammenstellung der die Reichsbank betreffenden Umstellungsvorschriften 


Aktiva bzw. Passiva 

Schuldner 
bzw. Gläubiger 

Fundstelle der 
Umstellungsvorsdirift 

Bisherige 

Regelung 

Bemerkung 

AKTIVA 

i 




I. Forderungen 

Geldinstitute 




1, aus Guthaben 

a) im Bundesgebiet 

§ 1 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstaben c ff. UG 
§ 2 Abs. 3 UG 
§ 9 UG 

erloschen 

wie bei 
Geldinstituten 


b) in Berlin 

§ 2 Buchstabe b UEG 
Art. 1 Nr. 1 

Buchstabe c Ziff. IV UV 
Art. 2 Nr. 5 UV 

Art. 9 UV 

erloschen 

wie bei 

Geldinstituten 



§ 2 Abs. 1 Nr. 2 2. UEG 

von der 

Umwandlung 

ausgeschlossen 

wie bei 
Geldinstituten 

2. Sonstige 

a) im Bundesgebiet 

§ 1 31. DVO/UG 

erloschen 

wie bei 

Geldinstituten 


b) in Berlin 





aa) Forderungen vor 
dem 9. Mai 1945 

§ 41 Abs. 1 

Buchstabe b UEG 

erloschen 

wie bei 

Geldinstituten 


bb) Forderungen nach 
dem 8. Mai 1945 

Art. 14 UV 

umgestellt 

(nicht 

vorkommend) 

wie bei 

Geldinstituten 

II. Forderungen 

Rechtsträger nach § 14 

Nr. 2 und 5 UG (Art. 12 

Nr. 2 und 5 UV) 

§ 14 Nr. 2 und 5 UG 

Art. 12 Nr. 2 und 5 UV 

nicht umgestellt 

wie bei 

Geldinstituten 


Rechtsträger nach § 1 

AKG 

§§ 1,32 AKG 

erloschen, sofern 
die §§ 3, 4 r 7 bis 15, 
19 AKG nichts 
anderes bestimmen 

wie bei 
Geldinstituten 

III. Forderungen 

Sonstige Schuldner 
a) im Bundesgebiet 

§§ 16 ff. UG 

umgestellt 

wie bei 
Geldinstituten 


b) in Berlin 

Art. 14 ff. UV 
(§ 19 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe d 2. UEG) 

(mit Ausnahme der 
von der Geltend- 
machung 
au sge s chlo ss enen 
Ansprüche aus 
Hinterlegungen 
bei Berliner 
Hinterlegungs- 
stellen) 


PASSIVA 





I. Verbindlichkeiten 

Geldinstitute 




1. im Bundesgebiet 


§ 14 Nr. 4 UG 

nicht umgestellt 

nach § 2 Abs. 3 
des Entwurfs 
erloschen wie bei 
Geldinstituten 

2. in Berlin 





a) Uraltguthaben 


§ 2 Buchstabe a und 
§ 1 Abs. 2 UEG 

erloschen 

wie bei 

Geldinstituten 

b) Zahlungsver- 
bindlichkeiten 

; 

Art. 12 Nr. 4 UV 

i 

nicht umgestellt 

nach § 2 Abs. 3 
des Entwurfs 
erloschen wie bei 
Geldinstituten 
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Aktiva bzw. Passiva 

Schuldner 
bzw. Gläubiger 

Fundstelle der 
Umstellungsvorschrift 

Bisherige 

Regelung 

Bemerkung 

II. Zahlungsverbind- 
lichkeiten 

Rechtsträger nach § 14 UG 
(§ 12 UV)' 

§ 14 Nr. 4 UG 

Art. 12 Nr. 4 UV 

nicht umgestellt 

nach § 2 Abs. 3 
des Entwurfs 
erloschen wie bei 
Geldinstituten 

III. Verbindlichkeiten 

Sonstige Gläubiger 




1. im Bundesgebiet 

a) Guthaben 

(nach § 14 Nr. 4 j 
UG von LZB j 

übernommen) 


l§§ 1,2 Abs. 1 UG 
§ 1 Abs. 2 1. DVO/FG 

umgestellt 

wie bei 

Geldinstituten 
mit 6,5 v. H. 

b) Zahlungsver- 
bindlichkeiten 


§ 14 Nr. 4 UG 

nicht umgestellt 

nach § 2 Abs. 4 
des Entwurfs 
umgestellt wie bei 
Geldinstituten 
mit 10 v. H. 

2. in Berlin 





a) Uraltguthaben 
(bei neuen 
Instituten neu 
begründet) 


Nr. 1 Abs. 1 UB 
§§ 1 ff. UEG 

umgestellt 

wie bei 

Geldinstituten 
mit 5 v. H. 

b) Zahlungsver- 
bindlichkeiten 


Art. 12 Nr. 4 UV 

nicht umgestellt 

nach § 2 Abs. 4 
des Entwurfs 
umgestellt wie bei 
Geldinstituten 
mit 10 v. H. 


Abkürzungen 


UG — Umstellungsgesetz = Drittes Gesetz zur Neu- 
ordnung des Geldwesens 

(Gesetz Nr. 63 der amerikanischen Militär- 
regierung' 

— Amtsblatt der Militärregierung Deutschland 
amerikanisches Kontrollgebiet Ausgabe J 
S. 21 — 

Gesetz Nr. 63 der britischen Militärregierung — ■ 
Amtsblatt der Militärregierung Deutschland bri- 
tisches Kontrollgebiet Nr. 25 S. 862 — 
Verordnung Nr. 160 des französischen Oberkom- 
mandos — Amtsblatt des französischen Ober- 
kommandos in Deutschland Nr. 177 S. 1537 — ) 

UEG = Umstellungsergänzungsgesetz = Gesetz über die 
Ergänzung von Vorschriften des Umstellungs- 
rechts und über die Ausstattung der Berliner Alt- 
banken mit Ausgleichsforderungen vom 21. Sep- 
tember 1953 (BGBl. I S. 1439) 

2. UEG= Zweites Umstellungsergänzungsgesetz = Gesetz 
über die Ergänzung von Vorschriften des Um- 
stellungsrechts vom 23. März 1957 (BGBl. I S. 285) 

FG = Festkontogesetz = Viertes Gesetz zur Neuord- 
nung des Geldwesens 


(Gesetz Nr. 65 der amerikanischen Militärregie- 
rung — Amtsblatt der Militärregierung Deutsch- 
land amerikanisches Kontrollgebiet Ausgabe L 
S. 21 — 

Gesetz Nr. 65 der britischen Militärregierung — 
Amtsblatt der Militärregierung Deutschland bri- 
tisches Kontrollgebiet Nr. 27 S. 1025 * — 
Verordnung Nr. 175 des französischen Oberkom- 
mandos — Amtsblatt des französischen Ober- 
kommandos in Deutschland Nr. 205 S. 1679 — ) 

UV = Berliner Umstellungsverordnung — Zweite Ver- 
ordnung zur Neuordnung des Geldwesens vom 

4. Juli 1948 (Verordnungsblatt für Groß-Berlin I 

5. 374) 

UB = Berliner Uraltkontenbestimmung — Durchfüh- 
rungsbestimmung Nr. 19 zur Berliner Umstel- 
lungsverordnung vom 23. Dezember 1949 (Ver- 
ordnungsblatt für Groß-Berlin I S. 509) 

AKG = Allgemeines Kriegsfolgengesetz = Gesetz zur 
allgemeinen Regelung durch den Krieg und den 
Zusammenbruch des Deutschen Reiches entstan- 
dener Schäden vom 5. November 1957 (BGBl. I 
S. 1747) 
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Diese Einbeziehung der Reichsbank in das Umstel- 
lungsrecht der Geldinstitute kann weder rückgängig 
gemacht noch geändert, sondern nur vollendet wer- 
den. Nachdem der Bundesgesetzgeber letzthin durch 
§ 32 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes die 
Forderungen der Reichsbank gegen Rechtsträger 
nach § 1 daselbst zum Erlöschen gebracht hat, und 
zwar laut Nr. 124 der Begründung des Entwurfs in 
Drucksache 1659 der 2. Wahlperiode erstmalig un- 
ter Hinweis auf das Umstellungsrecht der Geldinsti- 
tute, bleibt schließlich nur noch übrig, gleichfalls 
entsprechend dem Umstellungsrecht der Geldinsti- 
tute einige wenige Restverbindlichkeiten der 
Reichsbank sowie das den privaten Anteilseignern 
gehörende Kapital zu regeln. Die Regelung der 
Restverbindlichkeiten erfolgt in § 2, die Regelung 
des Kapitals ist Grundlage der Abfindung der An- 
teilseigner nach § 3 des Entwurfs. 

Zur Regelung der Restverbindlichkeiten in § 2 des 
Entwurfs sind die für die Reichsbank geltenden Um- 
stellungsvorschriften in drei Punkten zu ergänzen: 

Erstens muß, da die Reichsbank überregional tätig 
war, abgegrenzt werden, aus welchen Verbindlich- 
keiten sie im Geltungsbereich dieses Gesetzes in 
Anspruch genommen werden kann. Dies geschieht 
entsprechend den Vorschriften für ehemals über- 
regionale Geldinstitute in Absatz 1 und 2. Zu Ab- 
satz 1 Satz 1 wird bemerkt, daß als „Sitz" der ein- 
getragene oder statutarische Sitz einer juristischen 
Person, und daß als „Geschäftsleitung" nicht schon 
eine Treuhandschaft oder Pflegschaft zu verstehen 
ist 

Zweitens sind die bisher „nicht umgestellten" Zah- 
lungsverbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
und Rechtsträgern nach § 14 UG wie bei Geldinsti- 
tuten zum Erlöschen zu bringen (Absatz 3). 

Drittens müssen die noch nicht umgestellten Reichs- 
markverbindlichkeiten gegenüber sonstigen Gläu- 
bigern wie bei Geldinstituten umgestellt werden 
(Absatz 4). Die praktische Auswirkung des Absat- 
zes 4 ist gering, weil diese Vorschrift nur unbedeu- 
tende Restposten betrifft, während die Hauptmasse 
der Passiven (Giroverpflichtungen, Noten und Pen- 
sionslasten) bereits geregelt ist oder nach Absatz 3 
erlischt. Die Giroverpflichtungen der Reichsbank 
gegenüber Nichtbanken werden nach wie vor ent- 
weder nach § 3 der 31. DVO/UG von den Landes- 
zentralbanken (jetzt Hauptverwaltungen der Bun- 
desbank) übernommen und dort umgestellt oder 
nach § 1 UEG bei neuen Instituten neu begründet. 
Die Noten der Reichsbank sind bereits auf Grund 
des Währungsgesetzes entweder in Noten der 
Bank deutscher Länder oder in Gutschriften bei 
Kreditinstituten umgetauscht oder erloschen. Die 
Pensionsverpflichtungen der Reichsbank sind nach 
G 131 auf die Nachfolgeeinrichtungen, also nun- 
mehr auf die Bundesbank übergegangen (vgl. da- 
zu § 41 des Bundesbankgesetzes). Danach bleiben 
also für die Regelung nach Absatz 4 praktisch nur 
noch sehr wenige sonstige Verpflichtungen aus 
Verträgen, unerlaubten Handlungen, Restitutionen 
u. dgl. übrig. 


Um die Gläubiger für die verspätete Regelung zu 
entschädigen, verfügt Absatz 5 eine Zinspflicht der 
Reichsbank seit Anfang 1953, dem Zeitpunkt, an 
dem die RM-Verbindlichkeiten der meisten Geld- 
institute umgestellt waren und wieder erfüllt wur- 
den. Die Zinspflicht bezieht sich nicht auf die von 
der Bundesbank unverzinslich zu übernehmenden 
Verpflichtungen aus Guthaben. 


Zu § 3 Abs. 1 (Abfindung der Anteilseigner) 

Die vom Besatzungsgesetzgeber verfügte Dezen- 
tralisation der Reichsbank hatte keinen konfiska- 
torischen oder pönalen, sondern nur organisatori- 
schen Charakter. Durch die Dezentralisation soll- 
ten also weder die Gläubiger noch die Anteilseig- 
ner der Reichsbank geschädigt werden. Das ist, wie 
insbesondere auch die Materialien ergeben, der 
Sinngehalt des bei der Dezentralisation ausdrück- 
lich gesetzlich ausgesprochenen, nach der Wäh- 
rungsreform stetig wiederholten und auch jetzt — 
nach Erlaß des Bundesbankgesetzes — noch gül- 
tigen Vorbehalts einer „späteren Vermögensaus- 
einandersetzung" mit den Nachfolgeinstituten der 
Reichsbank. 

Daraus folgt: Die Reichsbankanteilseigner müssen 
hinsichtlich der Höhe ihrer Abfindung genauso — 
also weder schlechter noch besser - — * gestellt wer- 
den, wie sie stehen würden, wenn die Reichsbank 
nicht dezentralisiert worden wäre, sondern fortbe- 
standen hätte. 

Diese für die richtige Abfindung der Reichsbank- 
anteilseigner grundlegende Fiktion des Fortbestan- 
des der einheitlichen Reichsbank führt zunächst zu 
der negativen Feststellung, daß die bei der Auf- 
teilung der Reichsbank zufällig übriggebliebene 
Restmasse, die sich ausweislich des hier folgenden 
Status auf rd. 370 Mio DM, also auf ein Mehrfaches 
des Kapitals von 150 Mio RM beläuft, nicht den 
Reichsbankanteilseignern als Liquidationserlös aus- 
gefolgt werden kann, sondern der öffentlichen 
Hand als Auseinandersetzungsgläubigerin gebührt. 
Anderenfalls würden die Reichsbankanteilseigner 
besser gestellt als bei Fortbestand der Reichsbank. 

Die Reichsbankanteilseigner sind nicht Anteilseig- 
ner dieser Restmasse, sondern Anteilseigner der 
ganzen Reichsbank. Deren Vermögensstand ergibt 
sich nicht bei isolierter Betrachtung der Restmasse, 
sondern nur bei kombinierter Betrachtung aller aus 
der Dezentralisation hervorgegangenen Teilmas- 
sen. Die Restmasse ist zwar aktiv, aber die übrigen 
Teilmassen sind erheblich passiv. Denn die meisten 
Passiven der Reichsbank (Giroverpflichtungen, 
Notenverpflichtungen und Pensionslasten) wurden 
vom Landeszentralbanksystem übernommen. Die 
Bank deutscher Länder und die Landeszentralban- 
ken hatten nach Durchführung der Währungsreform 
ausweislich der auf Seite 12 folgenden DM-Eröff- 
nungsbilanz einen Fehlbetrag, der mit 7831 Mio DM 
Ausgleichsforderungen (nämlich 8101 Mio abzüg- 
lich der 270 Mio für das Grundkapital) zu Lasten 
der öffentlichen Hand ausgeglichen werden mußte. 
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DM-Status der Reichsbankrestmasse 

entwickelt aus dem Status des Reichsbanktreuhänders 
zum 30. Juni 1956 


AKTIVA DM 

1. Kassenbestand 1 273,48 

2. Bankguthaben 

a) Girokonten 389 698,56 

b) Postscheckkonto 4 246,70 393 945,26 

3. Wertpapiere 

a) Geldmarktpapiere 39 313 448,63 

b) sonstige 45 994 327, — ^85 307 775,63 

4. Berliner Grundbesitz 8 809 067,34 

5. Darlehnsforderungen 

a) Reichsstelle für Fische, erlischt gemäß § 6 

Abs. 2 411 533,66 

b) Errichtung des amerikanischen Hauptquar- 
tiers, erlischt gemäß § 6 Abs. 2 8 796 339,30 

c) sonstige ' 60 778,36 9268651,32 

6. Deutsche Golddiskontbank- Aktien (RM-Nennbetrag 513 155 200, — ), 

gemäß § 6 Abs. 5 auf den Bund zu übertragen 256 577 600, — 

7. Rückgriffsanspruch wegen Schutzmachtausgaben in der Schweiz, 

erlischt gemäß § 6 Abs. 2 21 723 201, — 

8. Entschädigungsansprüche gemäß § 54 AuslWBG 

a) Dawes- u. Young-Anleihe ($ 4 907 900, 

£ 893 100, 160 700 RM, erlischt gemäß 

§ 6 Abs. 2 38 242 450 — 

b) Deutsche Rentenbank-Kreditanstalt 

(sfrs 2 712 000) 1 700 OOP,— 39 942 450,— 

9. Schatzwechsel und Schatzanweisungen des Deutschen Reichs, der 

Deutschen Reichspost und Deutschen Reichsbahn, nach § 32 A.bs. 1 
Nr. 4 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes von der Ablösung 
ausgeschlossen 

10. Guthaben bei ausländischen Banken 1, — 

11. Inventar 1, — 

12. Sonstige Aktiva 1 042 482,29 


PASSIVA . DM 

1. Hypothekenschulden 21751,63 

2. Währungsgläubiger (Guthaben der Dego) 11 646 000, — 

3. Sonstige Passiva 83 465,95 ^ 

abzüglich Verpflichtungen aus Anderkonten der 

Wertpapiersammelbanken 9 343,99 74 121,96 

4. Rückstellungen 

a) Ansprüche der Preußischen Staatsbank auf 

3 /r» der Interventionseffekten 10 560 000, — 

b) Errichtung des amerikanischen Hauptquartiers 8 796 339,30 

c) Schutzmachtausgaben in der Schweiz .... 21 723201, — 

d) Schadensersatzforderung der Wifo 500 000,— 41 579 540,30 

Vermögensüberschuß 369 745 034,43 


423 066 448,32 


423 066 448,32 
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DM-Eröffnungsbilanz der Bank deutscher Länder und der Landeszentralbanken 

zum 21. Juni 1948 

(Buchungsstand 31. Dezember 1956) 


AKTIVA 


PASSIVA 


1. Kassenbestand (Kleingeld- 
zeichen) 

2. Wechsel 

3. Lombard 

4. Kassenkredite 

5. Sonstige kurzfristige Kredite 
an die öffentliche Hand . . 


DM DM DM 


1 133 326,07 

1. Grundkapital . 

abzüglich 

370 000 000,— 

211 524,63 

Beteiligungen 


103 241, — 

an der BdL 

2. Rückstellun- 

1 00 000 000,— 270 000 000,— 

100, — 

gen für Pen- 
sionsver- 



pflichtungen . 

126 968 586,60 

1 345 153,61 

sonstige . . . 

233 810,35 127 202 396,95 


6. Grundstücke und Gebäude . . 26 440 270, — 

7. Betriebs- und Geschäftsaus- 
stattung 2 166 811,21 

8. Sonstige Aktiva 9 502 199,21 


3. In Umlauf gegebene Zahlungs- 
mittel 2 118 102 093,46 

4. Einlagen 5 626 697 528,68 

5. Sonstige Passiva 1 648 526,03 


9. Rechnungsabgrenzungsposten. 938 761,74 

6. Rechnungsabgrenzungsposten . 177 814,32 


10. Ausgleichsforderung 8 101 986 971,97 


8 143 828 359,44 


8 143 828 359,44 


Die als fortbestehend gedachte Reichsbank hätte, 
wie sich bei der notwendigen Zusammenfassung 
aller Teilrechnungen ergibt, einen Fehlbetrag, näm- 
lich den Fehlbetrag des Zentralbanksystems von 
7831 Mio DM abzüglich des Überschusses der Rest- 
masse von 370 Mio DM, also immerhin noch einen 
Fehlbetrag von 7461 Mio DM. 

Dasselbe Ergebnis muß logischerweise aus einer 
richtig durchgeführten Auseinandersetzung zwi- 
schen Reichsbank und Nachfolgesystem resultieren. 
Da das Nachfolgesystem 7831 Mio DM mehr Pas- 
siven als Aktiven von der Reichsbank übernahm, 
hat es in dieser Höhe unter Rückgabe seiner Aus- 
gleichsforderung an die öffentliche Hand einen Aus- 
einandersetzungsanspruch an die Reichsbank, der 
deren Überschuß von 370 Mio DM in den erwähn- 
ten Fehlbetrag von 7461 Mio DM verwandelt. 

Allerdings wäre nunmehr dieser Fehlbetrag der 
Reichsbank durch die Öffentliche Hand auszuglei- 
chen, aber eben nicht mehr wie vorher beim Nach- 
folgesystem in Höhe von 7831 Mio DM, sondern 
nur noch in Höhe von 7461 Mio DM. Als Ergebnis 
dieser Auseinandersetzung hätte also die öffent- 
liche Hand eine um 370 Mio DM geringere Aus- 
gleichslast. Dasselbe Ergebnis wird einfacher da- 
durch erreicht, daß die öffentliche Hand die höhere 
Ausgleichslast von 7831 Mio DM gegenüber dem 
inzwischen zur Bundesbank ^zentralisierten Nach- 


folgesystem behält und dafür als Ausgleich die 
Reichsbankrestmasse von 370 Mio DM erhält. Das 
ist die vereinfachte Auseinandersetzung nach § 6 
des Entwurfs. 

Die Auseinandersetzung kann nicht etwa unter- 
bleiben, weil der dem Zentralbanksystem durch Zu- 
weisung einer Ausgleichsforderung gegen die 
öffentliche Hand gegebene Vorteil durch Wegfall 
der Auseinandersetzung mit der Reichsbank auf- 
gewogen werden müßte. Diese „compensatio lucri 
cum damno" erfolgt nach geltendem Recht (§ 3 
Abs. 6 der Bankenverordnung) umgekehrt, indem 
das Zentralbanksystem bei Zuweisung einer kon- 
kreten Auseinandersetzungsforderung gegen die 
Reichsbank seine gleichhohe Ausgleichsforderung 
an die öffentliche Hand zurückgeben muß. Dagegen 
würde sich der Wegfall der Auseinandersetzung, 
wie dargelegt, zum Vorteil der Reichsbankanteils- 
eigner und zum Nachteil der Öffentlichen Hand, 
also der Gesamtheit der Steuerzahler auswirken, 
und eine Kompensation dieses Vorteils und Nach- 
teils ist nicht angängig. 

Der bei kombinierter Betrachtung aller Teilmassen 
oder als Folge der Auseinandersetzung nachgewie- 
sene Fehlbetrag der Reichsbank besagt nun aber 
nicht, daß den Anteilseignern überhaupt nichts ge- 
bührt. Nach dem Umstellungsrecht für Geldinsti- 
tute wird das Kapital derjenigen Banken, die in- 
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folge der Währungsreform Fehlbeträge haben, (das 
sind praktisch fast alle Banken), wiederhergestellt, 
indem ihnen erlaubt wird, in ihre Umstellungsrech- 
nung einen nach mehreren wahlweise zur Verfügung 
stehenden Vorschriften zu errechnenden Betrag als 
sog. „vorläufiges Eigenkapital" einzusetzen, das sie 
zusätzlich zu ihrem Fehlbetrag mit Ausgleichsfor- 
derungen gegen die öffentliche Hand gedeckt er- 
halten. Eine solche Wiederherstellung des Kapitals 
muß nach dem, was oben zu § 2 über die Ergän- 
zung der Umstellungsvorschriften gesagt wurde, 
auch der Reichsbank zugute kommen. 

Vorab ist aber grundsätzlich klarzustellen, daß de 
lege lata keine der mehreren für die Berechnung 
des vorläufigen Eigenkapitals der Geldinstitute 
gültigen Vorschriften auch für die Reichsbank gilt. 
Es ist vielmehr Aufgabe des Gesetzgebers, erst eine 
solche Vorschrift für die Reichsbank zu setzen oder 
besser gleich das zahlenmäßige Ergebnis einer sol- 
chen gedachten Vorschrift, die Abfindung der 
Reichsbankanteilseigner, festzusetzen. Der Gesetz- 
geber befindet sich also nicht in der Rolle des 
Vorstandes der Reichsbank, der den Anteilseignern 
dafür verantwortlich wäre, unter mehreren gültigen 
Vorschriften die günstigste auszuwählen mit dem 
Ergebnis, daß dann das DM-Kapital mit 100 v. H. 
des RM-Kapitals festzusetzen und darauf die bis 
Ende 1957 für 9 V 2 Jahre mit insgesamt 47,5 v. H. 
rückständige Dividende nachzuzahlen wäre. Der 
Gesetzgeber hat nicht die Aufgabe, Gesetze anzu- 
wenden, sondern gerade in Ermangelung anwend- 
barer Gesetze autonom eine gerechte Lösung zu 
suchen, die nach seiner Überzeugung dem Gebot 
der Angemessenheit und Billigkeit entspricht. (Auch 
die Gesetze über die Dezentralisation der Montan- 
gesellschaften und der IG Farbenindustrie AG 
sprechen von „angemessener und billiger" Entschä- 
digung der Aktionäre). Die einschlägigen Umstel- 
lungsvorschriften für Geldinstitute sind nur darauf- 
hin zu prüfen, ob sie Anhaltspunkte für eine ge- 
rechte Lösung auch im Falle der Reichsbank dar- 
bieten. Dabei hat der Gesetzgeber einen Ermessens- 
spielraum, innerhalb dessen er die Besonderheiten 
der Reichsbank berücksichtigen kann und muß, die 
sich hauptsächlich durch die drei Merkmale kenn- 
zeichnen, daß es sich um eine Währungsbank han- 
delt, daß an ihr private Kapitalseigner beteiligt 
sind und daß sie als fortbestehend anzusehen ist. 

Bei Anwendung dieser Grundsätze ist es zunächst 
nicht angängig, § 9 der Bankenverordnung auf die 
Reichsbank zu übertragen, wonach abwickelnde 
Geldinstitute überhaupt kein Eigenkapital, sondern 
nur ihre Verbindlichkeiten mit Ausgleichsforderun- 
gen gedeckt erhalten. Denn die Reichsbank ist ja 
gerade als fortbestehend anzusehen. 

Ebensowenig ist der Gesetzgeber gehalten, den 
§§ 6 und 7 der Bankenverordnung zu folgen, wo- 
nach die Landeszentralbanken und die Bank deut- 
scher Länder 100 v. H. ihres RM-Grundkapitals als 
„vorläufiges Eigenkapital" ansetzen durften. Die- 
ser ungewöhnlich hohe Umstellungssatz für das 
kurz vor der Währungsreform in entwerteter 
Reichsmark von den Ländern eingezahlte Kapital 
des Landeszentralbanksystems erklärt sich daraus, 


daß die Länder die Deckung ihres auf DM umge- 
stellten eigenen Kapitals durch Ausgleichsforderun- 
gen gegen sich selbst anschafften. Unter diesen be- 
sonderen Umständen konnte der Umstellungssatz 
natürlich beliebig hoch sein. Aus den genannten 
Vorschriften ist daher kein prinzipieller 100 v. H.- 
Umstellungssatz für das Kapital von Währungs- 
banken abzuleiten. Ein Prinzip der Pariumstellung 
des Kapitals von Währungsbanken folgt auch 
nicht aus der Natur der Sache. Es ist nicht ein- 
zusehen, weshalb gerade das Kapital von Wäh- 
rungsbanken gegen einen Währungsverfall immun 
sein sollte. Nur die Liquidität, nicht das Vermögen 
einer Währungsbank ist permanent. Schließlich 
wäre eine Pariumstellung auch nicht aus Zweck- 
mäßigkeitsgründen erforderlich gewesen, um der 
Reichsbank wie dem Zentralbanksystem die Durch- 
führung der Währungsreform und die weitere Geld- 
versorgung der Wirtschaft zu ermöglichen. Denn 
die Höhe des Kapitals einer Währungsbank ist 
nicht entscheidend wichtig für die Erfüllung ihrer 
Aufgabe, sondern nur von optischer und daher un- 
tergeordneter Bedeutung. Lediglich um dieser Op- 
tik willen hätte aber der Umstellungsgesetzgeber 
die privaten Kapitalseigner der Reichsbank nicht 
ganz anders behandeln dürfen als die privaten 
Kapitalanteilseigner sonstiger Geldinstitute. Er 
hätte deshalb sicherlich der Reichsbank nicht eine 
Pariumstellung zugebilligt, die er unter den darge- 
legten besonderen Umständen dem Zentralbank- 
system unbedenklich zubilligen konnte, sondern er 
hätte andere Wege gefunden, um der Reichsbank 
ein optisch ausreichendes Kapital zu beschaffen. 
Bei der Währungsreform von 1924 wurde beispiels- 
weise das Kapital der Reichsbank auf die Hälfte 
abgewertet, während die andere Hälfte am Markt 
wiederaufgefüllt wurde. Eine ähnliche Methode 
hätte — einmal abgesehen von der Höhe — - bei der 
Währungsreform von 1948 angewendet werden 
können. Auch eine Auffüllung mit öffentlichen Mit- 
teln wäre möglich gewesen, wie die Art der Kapi- 
talbeschaffung für das Zentralbanksystem beweist. 

Für die Reichsbank paßt ferner nicht § 5 Abs. 3 
der Bankenverordnung, wonach private Geldinsti- 
tute 7,5 v. H. und Geldinstitute, für die öffentlich- 
rechtliche Gewährträger haften, 4,5 v. H. ihrer Ver- 
bindlichkeiten als „vorläufiges Eigenkapital " anset- 
zen durften. Der Unterschied in den Sätzen zeigt 
schon an, daß der Umstellungsgesetzgeber sie in 
Anlehnung an die für Geschäftsbanken im Kreditwe- 
sengesetz rahmenmäßig vorgesehene, nach allgemei- 
ner Überzeugung für erforderlich gehaltene und in 
der Praxis geübte Relation des haftenden Eigen- 
kapitals zu den fremden Geldern gewählt hat. Für 
das Kapital von Währungsbanken dagegen besteht, 
obwohl es wie jedes Kapital auch Haftungscharak- 
ter hat, eine derartige Relation zu den „fremden 
Geldern" weder nach der Rechtslage noch nach der 
allgemeinen Überzeugung noch in der Praxis. Bei 
Währungsbanken ist diese Relation je nach dem 
Gewicht, das man der oben schon erwähnten Optik 
der Kapitalausstattung beimißt, größer oder klei- 
ner und bietet daher keinen Anhaltspunkt für die 
Bemessung einer gerechten Abfindung der Reichs- 
bankanteilseigner. 
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Da auch § 5 Abs. 2 der Bankenverordnung für die 
Lösung nicht ergiebig ist, bleibt schließlich zu prü- 
fen, ob § 5 Abs. 1 einen Anhaltspunkt für die Be- 
messung des Reichsbankkapitals bietet. Danach 
dürfen Geldinstitute 10 v. H. ihres früheren Eigen- 
kapitals als „vorläufiges Eigenkapital" ansetzen. 
Unter „früherem Eigenkapital" wird nach § 5 

Abs. 4 das Nominalkapital zuzüglich der ausgewie- 
senen Reserven verstanden. Die Richtlinien der 
Bank deutscher Länder zur Erstellung der Reichs- 
markschlußbilanz und der Umstellungsrechnung 
der Geldinstitute (RBdL) erlauben, auch die stillen 
Reserven in der Umstellungsrechnung auszuweisen 
und somit der Berechnung des „vorläufigen Eigen- 
kapitals" zugrunde zu legen. 

Die hier folgende letzte Bilanz der Reichsbank weist 
offene Reserven in Höhe von 950 Mio RM aus (näm- 
lich die Rücklagen von 790 Mio sowie die auch Rück- 
lagen darstellenden Rückstellungen für Notendruck 
von 70 Mio und für Neubauten von 90 Mio). Die 
hauptsächlich in dem Goldbestand, den Wertpapieren 
und den Grundstücken enthaltenen stillen Reserven 
waren beträchtlich und mögen nochmals einen ähn- 
lichen Betrag ausgemacht haben. Der Umstand, daß 
diese offenen und stillen Reserven der Reichsbank 
im Verhältnis zum Grundkapital ungewöhnlich 
hoch und insbesondere sehr viel höher als die Re- 
serven anderer Geldinstitute waren, wirft die Frage 
auf, ob hier eine Besonderheit vorliegt, die eine 
Übertragung des § 5 Abs. 1 der Bankenverordnung 
auf die Reichsbank ausschließt. 

Die Besonderheit der Reichsbank liegt darin, daß j 
sie eine öffentliche Währungsbank mit privater 
Kapitalbeteiligung war. Von „Beteiligung" darf 
man sprechen, weil neben den privaten Anteilseig- 
nern auch der Staat gleichsam als stiller Teilhaber 
an den Gewinnen und infolgedessen auch an den 
Reserven Anteil hatte. In welchem Umfang einer- 
seits die privaten Anteilseigner und andererseits 
der Staat auf die offenen und stillen Reserven der 
Reichsbank Anspruch hatten, mit anderen Worten, 
wie bei Auflösung der Bank der Liquidationserlös 
zu verteilen war, ist im geltenden Reichsbank- 
gesetz von 1939 ebensowenig wie im Reichsbank- 
gesetz von 1924 geregelt und daher streitig. Das 
Reichsbankgesetz von 1875 gewährte den privaten 
Anteilseignern entsprechend ihrem limitierten Ge- 
winn (damals noch 8 v. H. Dividende und ein Vier- 
tel des Restes) auch einen limitierten Anspruch 
auf die Reserven, indem „der bilanzmäßige Re- 
servefonds (d. h. also die offenen Reserven) zur 
einen Hälfte an die Anteilseigner, zur anderen 
Hälfte an das Reich" fallen sollte. Aus dem ersatz- 
losen Fortfall dieser Vorschrift haben Koch-Schacht 
in ihrem Kommentar zum Bankgesetz von 1924 (zu 
§ 38 Anmerkung 2) gefolgert, daß die Reserven nun- 
mehr uneingeschränkt den privaten Anteilseignern 
zuständen. Aber das ist nicht überzeugend. Seit 
Gründung der Reichsbank ist in mehreren Geset- 
zesnovellen das früher erhebliche Gewinnbezugs- 
recht der privaten Anteilseigner mehr und mehr bis 
auf eine feste Dividende von 5 v. H. eingeschränkt j 
worden. Angesichts dieser fortschreitenden, die 
Entwicklung der wissenschaftlichen Auffassung von 
der staatsrechtlichen Stellung der Reichsbank 


widerspiegelnden Tendenz des Gesetzgebers, die 
Gewinnrechte der privaten Kapitalseigner einzu- 
schränken, kann man schwerlich annehmen, daß er 
umgekehrt ihren ursprünglich limitierten Anteil an 
den doch aus Gewinnen entstehenden Reserven 
unbeschränkt ausgedehnt hätte. Ein unbeschränkter 
Anspruch privater Notenbankanteilseigner auf 
sämtliche Reserven wäre auch im Hinblick auf 
deren regelmäßig enorme Höhe nicht verständlich 
und mit dem Sinn einer privaten Beteiligung an 
einer öffentlichen Einrichtung nicht vereinbar. Aus- 
ländische Gesetze über Notenbanken mit privatem 
Kapital limitieren deshalb regelmäßig den Anspruch 
der privaten Anteilseigner auf die Reserven. Nach 
alledem kann man aus dem Umstand, daß das gel- 
tende Reichsbankgesetz keine Liquidationsvor- 
schriften enthält, nicht folgern, daß den Reichsbank- 
anteilseignern im Liquidationsfalle alle offenen und 
stillen Reserven der Reichsbank gehört hätten. Man 
kann nur feststellen, daß das Reichsbankgesetz 
eine Lücke hat, welcher der Gesetzgeber nun bei 
seinen Erwägungen über die angemessene Abfin- 
dung der Reichsbankanteilsoigner noch Rechnung 
tragen muß. Dem kann nicht entgegengehalten wer- 
den, es sei im vorliegenden Falle unbeachtlich, wem 
die Reserven gehörten, weil es sich hier nicht um 
die Verteilung der gar nicht mehr vorhandenen 
Reserven handele, sondern nur um die Frage, ob 
sie als Berechnungsgrundlage bei der Neufestset- 
zung des Kapitals dienen dürften; und bei dieser 
Berechnung eines Währungsumstellungsverlustes 
sei zu bedenken, daß Reserven, gleichgültig, wem 
sie im Liquidationsfalle gehörten, schützend vor 
dem Grundkapital stünden und sich daher minder- 
ten oder verschwänden, bevor das Grundkapital 
Verluste erleide. Diese Meinung, die übrigens in 
der Begründung des alten Entwurfs vertreten 
wurde, hält einer Nachprüfung nicht stand. Sie 
trifft allenfalls zu für echte im Geschäftsbetrieb ent- 
standene Verluste, nicht aber für einen Währungs- 
umstellungsverlust. Denn dieser ist doch in Wahr- 
heit nur das Ergebnis einer Neubewertung, die sich 
zwar auf die Höhe, nicht aber auf den Bestand von 
Teilhaberrechten auswirkt. Auch die Ansprüche 
eines „stillen" Teilhabers müssen dabei dem 
Grunde nach intakt bleiben. Würde man also bei 
der Berechnung des „vorläufigen Eigenkapitals" 
der Roichsbank dem RM-Grundkapital sämtliche 
offenen und verdeckten RM-Reserven hinzurechnen, 
so müßten von dem daraus resultierenden DM- 
Kapital doch wieder DM-Reserven abgezweigt wer- 
den und es bliebe nach wie vor unklar, wem nun 
diese DM-Reserven im Liquidationsfall gehörten. 
Die bloße wörtliche Anwendung des § 5 Abs. 1 der 
Bankenverordnung auf die Reichsbank bringt daher 
keine Lösung. 

Die Untersuchungen zeigen, daß keine der einschlä- 
gigen Vorschriften vollkommen auf die Reichsbank 
paßt. Der Umstellungsgesetzgeber hätte deshalb 
eine Spezialvorschrift für die Kapitalumstellung der 
Reichsbank erlassen müssen, wenn er sie zusam- 
| men mit der Kapitalumstellung der übrigen Geld- 
institute geregelt hätte. Für die nachträgliche Recht- 
' setzung erscheint nach den angestellten Erwägun- 
gen die Methode des § 5 Abs. 1 der Bankenverord- 
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78 444 852 968,79 


Bilanz 1944 


PASSIVA 


RM 


1. Grundkapital 150 000 000, — 

2. Rücklagen 

a) gesetzliche Rücklage 

b) Rücklage für künftige Gewinnanteilzahlung 

c) freie Rücklage 

3. Rückstellungen 

a) für Pensions- und Wartegeldverpflichtungen . 100 000 000, — 

b) für Notendruck 

Bestand am 31. 12. 1943 . . . 60 000 000,— 

Hiervon sind im Jahre 1944 
verwendet worden 17 242 513,63 

42 757 486,37 

neu zurückgestellt 27 242 513,63 70 000 000, — 

c) Für Neubauten 

Bestand am 31. 12. 1943 . . . 70 000 000,— 

Hiervon sind im Jahre 1944 
verwendet worden 807 312,60 

69 192 687,40 

neu zurückgestellt wurden . . 20 807 312,60 

d) sonstige Rückstellungen 


4. In Betrieb gegebene Banknoten 62 604 619 120, — 

5. Täglich fällige Verbindlichkeiten 13 535 062 470,36 

6. Auf das Jahr 1945 entfallende Zinsen von Wechseln 278 190 088,49 

7. Noch nicht abgehobene Gewinnanteile 1 597 698,25 

8. Verschiedene Schulden 228 445 180,77 


90 000 000,— 

38 183 596,08 298 183 596,08 


150 000 000,— 

40 307 478,54 

600 000 000— 790 307 478,54 


9. Reingewinn 558 447 336,30 

abzüglich Überweisung an die gesetzliche Rücklage — , — 

558 447 336,30 

10. Giroverbindlichkeiten aus weitergegebenen Inlandswechseln . . — , — 
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nung als die grundsätzlich am besten geeignete. ! 
j Wenn sich nun dabei der Gesetzgeber ungebunden 
durch eine entgegengesetzte Vorschrift entschlösse, 
dem früheren Grundkapital der Reichsbank (150 
Mio RM) sämtliche offenen Reserven (950 Mio RM) 
hinzuzurechnen, so wäre das angesichts der ange- 
stellten Erwägungen über die Verteilung der Reser- 
ven im Liquidationsfalle nicht unangemessen. Von 
den insgesamt 1100 Mio RM würden bei der Reichs- 
bank als einem durch die Zonengrenze innerhalb 
Deutschlands durchschnittenen Institut nach den 
Grundsätzen des § 7 Abs. 2 der 35. DVO/'UG nur 
60 v. H. auf das sog. Westkapital entfallen. Davon 
ein Zehntel ergäbe ein „vorläufiges Eigenkapital" 
von 66 Mio DM oder 44 Hundertstel des alten 
Kapitals am Stichtag der Währungsreform. 

Den Kapitalseignern von Geldinstituten wurde nun 
aber weiterhin erlaubt, ihr „vorläufiges Eigenkapi- 
tal" aus den Gewinnen der auf die Währungs- 
reform folgenden vier Geschäftsjahre steuerfrei 
aufzustocken. Auch dieser Vorteil muß den Reichs- 
bankanteilseignern zugute kommen. Denn da die 
Reichsbank als fortbestehend anzusehen ist, muß 
auch der Gewinnbezug als fortbestehend fingiert 
werden. Die Aufstockung mit fiktivem Gewinn der 
Reichsbank ist über die sonst zugelassenen vier 
Jahre hinaus so lange zuzulassen, bis die Anteils- 
eigner infolge ihrer Abfindung mit Bundesbank- 
genußrechten (§ 5) wieder effektiven Gewinn an | 
der Notenbank erhalten. Das bedeutet Aufstockung I 
mit Gewinnen seit der Währungsreform bis Ende 
1957, also für 9V2 Jahre jährlich 5 v. H. insgesamt j 
47,5 v. H. — 30,4 Mio DM. Diese Gewinnaufstok- 
kung auf das vorläufige Eigenkapital von 
66 Mio DM ergibt aufgerundet ein DM-Nennkapital 
von 100 Mio DM — 66V3 Hundertstel des alten 
Kapitals am Ende des Jahres 1957. 

Dieses also wäre die jetzige Höhe des DM-Kapitals 
der Reichsbankanteilseigner unter der Fiktion des 
Fortbestandes der Reichsbank. Bei dem nun gebote- 
nen Übergang von der Fiktion zur Realität ist die 
nichtkonfiskatorische Dezentralisation der Reichs- 
bank und der damit verbundene Vorbehalt der 
„späteren Vermögensauseinandersetzung" noch- 
mals zu würdigen. Vermögensauseinandersetzung 
bedeutet nicht nur Abrechnung der bei der Dezen- 
tralisation übergeleiteten Aktiven und Passiven 
und damit Erhaltung des Kapitals (das dann infolge 
der Währungsreform eine Abwertung erfährt), son- 
dern darüber hinaus auch Wiederherstellung ent- 
sprechender Beteiligungsrechte an den Nachfolge- 
unternehmen. Da sowohl der Besatzungsgesetz- 
geber als auch der Bundesgesetzgeber den Aktio- 
nären der anderen dezentralisierten Unternehmen 
wieder Aktien an den Nachfolgeunternehmen ver- 
schafft hat (bei den Montangesellschaften durch 
AHK-Ges. Nr. 27, der IG Farbenindustrie AG durch 
AHK-Ges. Nr. 35 und den Großbanken durch Bun- 
desgesetz vom 29. März 1952), liegt es nahe, auch 
die Reichsbankanteilseigner wieder an den Nach- j 
folgeunternehmen und damit schließlich an der I 
Bundesbank zu beteiligen. Dem stünde nicht etwa 
entgegen, daß die Nachfolgeunternehmen der | 
Reichsbank unter ausdrücklichem Ausschluß der 
Rechtsnachfolge neu gegründet wurden. Die Me- , 


thode der Dezentralisation der Reichsbank durch 
Neugründung unter Ausschluß der Rechtsnachfolge 
hat zeitbedingte Gründe und steht nicht in prin- 
zipiellem Gegensatz beispielsweise zur Methode 
der Dezentralisation der Großbanken durch Aus- 
gründung. Es genügt, daß die Reichsbank und die 
Bundesbank durch die Auseinandersetzungspflicht 
verbunden sind. Auseinandersetzung setzt sogar 
voraus, daß Rechtsnachfolge fehlt; denn bei Rechts- 
nachfolge wäre überhaupt keine Auseinander- 
setzung nötig. 

Unbeschadet des also nach Dezentralisationsrecht 
sich grundsätzlich anbietenden Weges, die Reichs- 
bankanteilseigner wieder an der Bundesbank zu 
beteiligen, fragt es sich aber, ob eine Kapitalbetei- 
ligung aus privater Hand noch der modernen Auf- 
fassung von einer Währungsbank als einer öffent- 
lichen Einrichtung entspricht. Diese Frage ist zu 
verneinen. Deshalb sollen die Reichsbankanteils- 
eigner nicht wieder Kapitalanteile an der Bundes- 
bank, sondern nur solche Rechte erhalten, die in 
vermögensrechtlicher Beziehung ihren früheren 
Anteilsrechten ähneln: Substanzgenußrechte. Um 
den Gegnern jeder Art von privaten Rechten an 
einer Währungsbank entgegenzukommen, sollen 
auch diese Genußrechte in absehbarer Zeit im 
Wege der Auslosung abgelöst werden. 

Diese Lösung verdient vor anderen denkbaren 
Lösungen den Vorzug, weil sie augenfällig macht, 
erstens, daß der Entwurf die Folgerungen aus der 
nichtkonfiskatorischen Dezentralisation der Reichs- 
bank und der dabei vorbehaltenen Vermögensaus- 
einandersetzung mit der Nachfolgeeinrichtung zieht, 
und zweitens, daß Reichsbankanteile nicht Obliga- 
tionen, sondern Substanzrechte sind, an deren 
Stelle entsprechende Substanzrechte treten. 

Das ist für den schließlichen effektiven Wert der 
Abfindung von Bedeutung. Es muß nämlich noch 
die oben behandelte und für die Reichsbank unge- 
klärte Frage entschieden werden, wie bei der Bun- 
desbank im Liquidationsfall die Reserven zu ver- 
teilen sind, mit anderen Worten, in welchem Ver- 
hältnis der Liquidationswert der Substanzgenuß- 
rechte zu ihrem Nominalwert steht. Der Entwurf 
bemißt in Anlehnung an ausländische Regelungen 
und an andere Überpari-Abfindungen von Noten- 
bankanteilen den Liquidationswert auf 150 v. H, 
des Nennwertes. Dieser Liquidationswert ist bei 
Auslosung des Genußrechts auszuzahlen, weil die 
Auslosung vom Standpunkt des Genußrechts- 
inhabers aus gesehen einer Ausschüttung des 
Liquidationserlöses gleichkommt. Praktisch bekom- 
men also die Reichsbankanteilseigner bei Aus- 
losung der als Abfindung erhaltenen Bundesbank- 
genußrechte (150 v. H. von 66V3 v. H. =) 100 v. H. 
des Nennwertes ihrer Reichsbankanteile in barem 
Gelde. 

Dieses Ergebnis ist angemessen und entspricht der 
Billigkeit. Zweifellos kann die Frage der Abfindung 
der Reichsbankanteilseigner ebenso wie alle die 
vielschichtigen Probleme, die der Zusammenbruch 
mit sich brachte, von verschiedenen Standpunkten 
und infolgedessen mit verschiedenen Ergebnissen 
betrachtet werden. Der Gesetzgeber muß bei seiner 
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Betrachtung darauf bedacht sein, angesichts des 
verfassungsrechtlichen Grundsatzes der Gleich- 
behandlung vor dem Gesetz dieselbe Kategorie von 
Vermögensträgern nach gleichmäßigen Prinzipien 
zu behandeln und einen nachträglich zu behandeln- 
den Einzelfall in die nächstliegende Kategorie be- 
reits geregelter Fälle einzuordnen. Das ist hier ge- 
schehen. 

Zu § 3 Abs. 2 (Wiedergutmachung) 

Nach § 11 Abs. 2 des Reichsbankgesetzes von 1939 
wurden deutsche Reichsbankanteilseigner, die die 
Voraussetzungen zum Erwerb des Reichsbürger- 
rechts nicht erfüllten, mit ihren Rechten ausge- 
schlossen. Sie erhielten für je 500 RM Reichsbank- 
anteile je 900 RM Reichsschatzanweisungen. Nach 
Ablauf der Umtauschfrist wurden auf Grund ge- 
setzlicher Ermächtigung die nicht zum Umtausch 
vorgelegten Reichsbankanteile zugunsten der 
Reichsbank für kraftlos erklärt. 

Dies rechtfertigt die Anwendung der in den Vor- 
schriften zur Rückerstattung feststellbarer Ver- 
mögensgegenstände enthaltenen Grundsätze. Da- 
nach haben die Ausgeschlossenen — gegebenen- 
falls gegen Rückgabe ihrer Abfindung — wieder 
Reichsbankanteile zu erhalten. Da bei der bisheri- 
gen Unklarheit der Rechtslage mancher Betroffene 
die Fristen unverschuldet versäumt haben dürfte, 
ist es angebracht, entsprechend den Vorschriften 
zur Rückerstattung feststellbarer Vermögensgegen- 
stände oder dem Bundesrückerstattungsgesetz auch 
gegenüber der Reichsbank nochmals einen An- 
spruch auf Wiedergutmachung zu gewähren. Da das 
Gesetz selbst die Wiedergutmachungspflicht aus- 
spricht und der Tatbestand einfach ist, erübrigt sich 
die Einschaltung der Wiedergutmachungsbehörden. 
Verweigert der Abwickler der Reichsbank mangels 
nach seiner Ansicht ausreichender Beweise die An- 
erkennung, so steht der Rechtsweg in einem im 
einzelnen in § 4 geregelten Verfahren offen. 

Steht dem Berechtigten wegen des Verlustes seiner 
Reichsbankanteile auch nach den rückerstattungs- 
rechtlichen Vorschriften ein Anspruch zu, so geht 
dieser, um ungerechtfertigte Doppelentschädigun- 
gen zu vermeiden, im Falle der Inanspruchnahme 
der Reichsbank nach dem vorliegenden Gesetz auf 
die Reichsbank über. Aus dem gleichen Grunde 
muß der Berechtigte eine wegen des Verlustes sei- 
ner Reichsbankanteile bereits nach den rückerstat- 
tungsrechtlichen Vorschriften bewirkte Leistung an 
die Reichsbank herausgeben, wenn er Ansprüche 
nach dem vorliegenden Gesetz geltend macht. 

Soweit rückerstattungsrechtliche Ansprüche infolge 
Versäumung von Fristen bereits auf jüdische Nach- 
folgeorganisationen oder deren Rechtsnachfolger 
übergegangen sind, werden Ansprüche nach dem 
vorliegenden Gesetz nicht berührt. Um auch inso- 
weit Doppelentschädigungen zu vermeiden, konn- 
ten zwar die Rechte der Nachfolgeorganisationen 
nicht gesetzlich ausgeschlossen werden, weil der 
Bund nach Artikel 2 des Dritten Teils des Vertrages 
zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstande- 
ner Fragen laut Bundesgesetz vom 28. März 1954 
(BGBL II S. 57, 182) verpflichtet ist, die besatzungs- 


rechtlichen Rückerstattungsgesetze unverändert 
aufrechtzuerhalten. Die Nachfolgeorganisationen 
haben aber im Rahmen eines Globalvergleichs mit 
der Bundesrepublik auf die ihnen gegen die Reichs- 
bank zustehenden Ansprüche verzichtet. 

Zu § 3 Abs. 3 (Härtefälle) 

Auch die nach § 11 Abs. 2 des Reichsbankgesetzes 
von 1939 zugelassenen Anteilseigner hatten ihre 
Anteilscheine in neue Anteilscheine umzutauschen. 
Nicht fristgerecht umgetauschte Anteilscheine wur- 
den kraftlos (Bekanntmachung des Reichsbankdirek- 
toriums vom 5. Februar 1943 — RAnz Nr. 33). Hier- 
in kann im Einzelfall eine unbillige Härte liegen, 
insbesondere wenn die Versäumung der Umtausch- 
frist infolge der Kriegsereignisse als entschuldbar 
anzusehen ist. Absatz 3 sieht deshalb vor, daß in 
diesen Fällen ein nachträglicher Umtausch in Reichs- 
bankanteile und die vorgesehene Abfindung ge- 
währt wird, wenn dies zur Abwendung unbilliger 
Härten geboten erscheint. Auch hier ist der Rechts- 
weg nach § 4 gegeben. 

Zu § 3 Abs. 4 (Kapitalveränderungen) 

Durch die nach Absatz 2 und 3 neu auszugebenden 
schätzungsweise höchstens 5 bis 6 Mio RM aus- 
machenden Reichsbankanteile erhöht sich gemäß 
Absatz 4 das RM-Nennkapital der Reichsbank. Die- 
ser Kapitalerhöhung kommt nur theoretische Be- 
deutung zu, weil die Anschaffung einer entspre- 
chenden RM-Deckung nach dem Fortfall der Reichs- 
mark als gesetzlicher Währung illusorisch ist, wäh- 
! rend in Deutscher Mark, soweit nicht nach Absatz 1 
eine Abfindung erfolgt, nur der in der Begründung 
zu § 3 Abs. 1 dargelegte Fehlbetrag besteht. 

Zu § 4 (Verfahren bei der Abfindung ehemaliger 
Anteilseigner) 

§ 4 regelt im einzelnen das Verfahren für die An- 
meldung von Ansprüchen nach § 3 Abs. 2 und 3, 
ferner die Voraussetzungen, unter denen der An- 
tragsteller bei Ablehnung seines Antrages durch 
den Abwickler der Reichsbank gerichtliche Entschei- 
dung beantragen kann sowie das hierfür vorge- 
sehene gerichtliche Verfahren. 

Zu § 5 (Bundesbankgenuß rechte) 

Der Bundesgesetzgeber kann kraft seiner aus Arti- 
kel 73 Nr. 4 und Artikel 88 GG folgenden Gesetz- 
gebungs- und Organisationsgewalt anordnen, daß 
die Bundesbank Genußrechte auszugeben hat. Die 
vorgesehene Ausstattung der Genußrechte wurde in 
der Begründung zu § 3 Abs. 1 erläutert. Da die Ge- 
nußrechte im Gegensatz zu den Reichsbankanteilen 
keine Mitgliedschaftsrechte mehr enthalten, können 
sie unbedenklich auf den Inhaber gestellt werden. 
Ihre Zulassung zum Börsenhandel ohne Prospekt 
entspricht der Zulassung der Reichsbankanteile nach 
§ 30 des Reichsbankgesetzes. Da sie nur Ansprüche 
auf Gewinn und Liquidationserlös enthalten, brau- 
chen sie nicht passiviert zu werden; es genügt der 
Publizität, sie im Geschäftsbericht zu erwähnen. Zur 
Sicherung der Gewinnansprüche ist die Kumulie- 
rung rückständiger Dividenden vorgesehen. 
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Zu § 6 (Vereinfachte Abwicklung) 

Die Absätze 3 und 4 enthalten normale liquidations- 
rechtliche Bestimmungen zur Feststellung des Ver- 
mögensstandes, Versilberung des Vermögens und 
Begleichung der Schulden. 

Die Absätze 1, 2 und 5 regeln zunächst die Ausein- 
andersetzung zwischen Reichsbank, Bundesbank und 
Bund. In der Begründung zu § 3 wurde gezeigt, daß 
diese Auseinandersetzung vereinfacht durchgeführt 
werden kann, indem der Bund seine volle Aus- 
gleichslast gegenüber der Bundesbank behält und 
dafür als Ausgleich die Reichsbankrestmasse erhält. 
Bei Übernahme der Restmasse durch den Bund er- 
löschen Forderungen und Schulden zwischen Bund 
und Reichsbank. Dieses Erlöschen wird in Absatz 2 
ausgesprochen. Die vom Reichsbanktreuhänder neu 
erworbenen Bundestitel, in denen die flüssigen 
Mittel der Restmasse angelegt sind, werden von 
dem Erlöschen ausgenommen. Von der verbleiben- 
den Restmasse werden die Aktien der Deutschen 
Golddiskontbank dem Bunde übergeben. Der dann 
noch verbleibende Abwicklungsüberschuß (ein- 
schließlich des Erlöses aus den erwähnten nicht er- 
loschenen Bundestiteln) fließt unmittelbar in den 
nach § 7 zu bildenden Fonds zur Tilgung von Bun- 
desbankgenußrechten. 

Der Auseinandersetzung mit den Ländern sollte nach 
dem früheren Entwurf die Zuweisung des Abwick- 
lungsüberschusses der Reichsbankrestmasse an den 
Fonds zur Tilgung von Ausgleichsforderungen die- 
nen. Da aber der neue Entwurf abweichend von dem. 
früheren die Tilgung der Bundesbankgenußrechte 
vorsieht, ist es jetzt näherliegend und angemessen, 
den Abwicklungsüberschuß zur Tilgung der Genuß- 
rechte zu verwenden. Etwaige Auseinandersetzungs- 
ansprüche der Länder sollen durch die Zahlung von 
jährlich 40 Mio DM Bundesbankgewinn als pauschal 
abgegolten gelten, wie das in § 13 Abs. 3 des Ge- 
setzes über die Tilgung von Ausgleichsforderungen 
Vorbehalten war. Forderungen der Reichsbank an 
die Länder sollen erlöschen. 

Absatz 6 dürfte voraussichtlich nicht praktisch wer- 
den. Er ist nur deshalb nötig, weil sich nicht mit 
Gewißheit Voraussagen läßt, ob die Reichsbankrest- 
masse zur Begleichung sämtlicher Schulden ausreicht 
und hinreichend flüssig bleibt. 

Die Absätze 7 und 8 entsprechen den für die Abwick- 
lung üblichen Vorschriften. 

Zu § 7 (Fonds zur Einziehung von Bundesbank- 
genußrechten) 

Die Speisung des Fonds mit dem Abwicklungsüber- 
schuß der Reichsbankrestmasse ist bereits zu § 6 be- 
gründet worden. Seine Auffüllung mit jährlich 20 
Mio DM Bundesbankgewinn soll die Tilgung der 
Bundesbankgenußrechte im Laufe weniger Jahre er- 
möglichen. Die technischen Vorschriften über die 
Einziehung der Genußrechte entsprechen den Vor- 
schriften der Aktiengesetzes über die Einziehung 
von Aktien. 

Zu § 8 (Wertpapierfragen) 

Da die Reichsbankanteile nach der Abfindung der 
Anteilseigner keinen im Geltungsbereich des Ge- 


setzes belegenen Vermögensanspruch mehr verkör- 
pern, sollen abweichend von § 41 des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes Einzelurkunden nicht mehr 
ausgefolgt werden. Aus demselben Grunde werden 
solche Anteile unter Abänderung von § 30 des 
Reichsbankgesetzes nicht mehr zum Handel an den 
deutschen Börsen zugelassen. 

über die nach § 3 Abs. 2 und 3 auszugebenden 
Reichsbankanteile und die nach § 3 auszugebenden 
Bundesbankgenußrechte müssen Wertpapiere aus- 
gefolgt werden. Die damit zusammenhängenden 
technischen Fragen sollen zur Entlastung des Ge- 
setzgebers durch die Bundesregierung im Verord- 
nungswege geregelt werden. 


ZUM ZWEITEN ABSCHNITT 

Deutsche Golddiskontbank 

Die Deutsche Golddiskontbank (Dego) ist das 1924 
gegründete, zuletzt durch Artikel VI der Dritten 
Durchführungsverordnung zum Aktiengesetz vom 
21. Dezember 1938 (RGBl. I S. 1839) geregelte Toch- 
terinstitut der Reichsbank. Sie ist eine Aktiengesell- 
schaft,- auf die das Aktiengesetz Anwendung findet, 
soweit in § 18 a. a. O. nichts anderes bestimmt ist. 
Ihr Grundkapital beträgt 600 Mio RM, eingeteilt in 
375 Mio RM Stammaktien A, 100 Mio RM Stamm- 
aktien B und 125 Mio RM stimmrechtslose Vorzugs- 
aktien. Von den 600 Mio RM Aktien befinden sich 
rd. 510 Mio RM in Händen der Reichsbank. Dieses 
Paket soll nach § 6 Abs. 5 der Entwurfs auf den 
Bund übergehen. Die restlichen rd. 90 Mio RM — 
davon rd. 3 Mio RM Stammaktien B und rd. 87 Mio 
RM Vorzugsaktien — sind in privaten Händen, 
die Vorzugsaktien wurden hauptsächlich auf Grund 
des Reichsbankgesetzes von 1939 ausländischen 
Reichsbankanteilseignern im Umtausch gegen 
Reichsbankanteile ausgehändigt (vgl. hierüber un- 
ten zu § 10). 

Nach dem Zusammenbruch setzte der Berliner Be- 
satzungsgesetzgeber die Organe der Dego außer 
Funktion, verfügte das „Ruhen" ihres Geschäfts- 
betriebes und stellte ihr Vermögen unter Verwal- 
tung eines Treuhänders. Die Bank deutscher Länder 
— jetzt Deutsche Bundesbank — stellte nach § 9 
der 35. DVO/UG die im Bundesgebiet belegenen 
Vermögensteile unter Verwaltung desselben Treu- 
händers. Die bis jetzt fortbestehende Treuhänder- 
schaft soll gemäß § 12 des Entwurfs beendet wer- 
den. 

Im Jahre 1955 wählte eine nach § 106 Abs. 4 AktGes 
einberufene Hauptversammlung wieder einen Auf- 
sichtsrat. 

Zu § 9 (Auflösung) 

Die Auflösung der Dego ist gerechtfertigt, weil ihre 
Aufgaben entweder fortgefallen oder inzwischen 
auf andere Institute übergegangen sind. Für den 
Fortbestand der Dego besteht daher kein Bedürfnis. 
Es empfiehlt sich auch nicht, Mantel und Firma der 
Dego für andere Aufgaben zu erhalten. Die organi- 
satorische und vermögensmäßige Verbindung der 
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Dego mit der liquidierenden Reichsbank spricht 
für gleichzeitige Auflösung beider Institute. 

Da die Dego durch Gesetz gegründet wurde, kann 
sie auch ebenso aufgelöst werden. Ihre Abwicklung 
erfolgt dann nach den aktienrechtlichen Vorschrif- 
ten, soweit diese nicht ausdrücklich für sie ausge- 
schlossen sind. Diese Verfahrensvorschriften genü- 
gen für die ordnungsmäßige Durchführung der Li- 
quidation. 

Zu § 10 (Aktienumtausch für Ausländer) 

Durch § 11 Abs. 2 des Reichsbankgesetzes von 1939 
wurden Ausländer als Reichsbankanteilseigner aus- 
geschlossen. Die Rechtsgültigkeit dieser Vorschrift 
ist völkerrechtlich anerkannt (vgl. die entsprechende 
Regelung in der Schweiz). Die ausländischen Reichs- 
bankanteilseigner erhielten im Umtausch für ihre 
Anteile Degovorzugsaktien im doppelten Nominal- 
betrag. 

Nach mehrfacher Verlängerung der Umtauschfrist 
wurden nicht zum Umtausch vorgelegte rd. 4,8 Mio 
RM Reichsbankanteile von Ausländern auf Grund 
gesetzlicher Ermächtigung im Februar 1943 zugun- 
sten der Reichsbank für kraftlos erklärt. Nachträg- 
lich tauschte auf Anordnung der Besatzungsmacht 
der Treuhänder der Reichsbank in Berlin noch rd. 
3,3 Mio RM kraftlose Reichsbankanteile in Dego- 
vorzugsaktien aus dem Bestand der Reichsbank um. 
Gelegentlich der Londoner Konferenz über die deut- 
schen Auslandsschulden hat der Bundesminister für 
Wirtschaft mit Zustimmung der Bundesregierung 
zugesagt, in dem Entwurf eines Liquidationsgesetzes 
vorzuschlagen, auch noch den Rest von 1,5 Mio RM 
kraftloser Reichsbankanteile von Ausländern zu be- 
rücksichtigen, weil die ursprüngliche Umtauschfrist 
während des Krieges ablief und die nachträglich von 
der Besatzungsmacht eröffnete Umtauschmöglich- 
keit nicht überall bekannt war. Demgemäß wird 
hier vorgeschlagen, den nachträglichen Umtausch 
mit angemessener Schlußfrist zuzulassen und den 
Nachzüglern auch die Dividenden nachzuzahlen, die 
sie bei rechtzeitigem Umtausch erhalten hätten. 

Zu § 11 (Ergänzung der Umstellungs Vorschriften) 

Der Gesetzgeber hat die Dego bisher zwar noch 
nicht zur Berliner Altbank im Sinne des Umstel- 
lungsrechts erklärt, aber doch schon mehrere für 
Berliner Altbanken geltende Vorschriften auf die 
Dego zur Anwendung gebracht. Es ist daher folge- 


richtig, daß die Dego nunmehr in vollem Umfange 
zur Berliner Altbank im Sinne des Altbankengesetzes 
und zum Kreditinstitut im Sinne des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes bestimmt wird. 

Um die Gläubiger der Dego für die verspätete Re- 
gelung zu entschädigen, sieht Absatz 2 vor, daß die 
bei Inkrafttreten des Gesetzes bestehenden Verbind- 
lichkeiten seit Anfang 1953 verzinst werden, denn 
zu diesem Zeitpunkt waren die übrigen Berliner 
Altbanken umgestellt und nahmen ihre Zahlungen 
wieder auf. 

Zu § 12 (Ende der Treuhandverwaltung) 

Da die Dego aufgelöst und nach aktienrechtlichen 
Vorschriften abgewickelt wird, ist mit der Bestel- 
lung des Abwicklers die bisherige Treuhandverwal- 
tung zu beenden. Es ist Aufgabe der zuständigen 
Bundesbehörden, dem Treuhänder nach Überprü- 
fung seiner Geschäftsführung Entlastung zu erteilen. 


ZUM DRITTEN ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

Zu § 13 (Berlin-Klausel) 

Der Berlin-Klausel bedarf es, um das Gesetz und die 
auf Grund von § 8 Abs. 3 zu erlassende Rechtsver- 
ordnung vereinfacht im Land Berlin in Geltung zu 
setzen. 

Zu § 14 (Saar-Klausel) 

Da die französischen Rechtsvorschriften auf dem Ge- 
biet des Währungs-, Zoll- und Devisenwesens bis 
zum Ablauf der in dem Vertrag zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Französischen Re- 
publik zur Regelung der Saarfrage vorgesehenen 
Übergangszeit in Kraft bleiben, kann das Gesetz im 
Saarland erst nach Beendigung der Übergangszeit 
eingeführt werden. 

Zu § 15 (Inkrafttreten) 

Damit das Gesetz gleichzeitig im Bundesgebiet und 
im Land Berlin in Kraft treten kann, wird der Zeit- 
punkt des Inkrafttretens um eine für den Berliner 
Gesetzgeber ausreichende Zeit nach der Verkün- 
dung hinausgeschoben. 
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Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen: " 

Begründung 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes 
hinsichtlich der liquidationsrechtlichen Bestim- 
mungen über die Deutsche Reichsbank kann sich 
nur entweder auf Artikel 135 Abs. 5 oder auf 
Artikel 134 Abs. 4 GG gründen. Nach beiden 
Vorschriften des GG bedarf das Gesetz der Zu- 
stimmung des Bundesrates, 

2. Zu § 6 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Eine Auseinandersetzung zwischen der 
Deutschen Reichsbank und dem Bund sowie 
den Ländern findet nur nach den Absätzen 2 
und 5 statt. Eine Auseinandersetzung mit der 
Deutschen Bundesbank unterbleibt." 

b) Absatz 5 ist wie folgt zu fassen: 

„(5) Der Abwickler hat den Erlös, der auf 
die im Eigentum der Deutschen Reichsbank 
stehenden und nicht nach § 10 an Ausländer 
auszufolgenden Aktien der Deutschen Gold- 
diskontbank entfällt (§ 9), sowie den weiter- 
hin verbleibenden Abwicklungsüberschuß an 
den nach dem Gesetz über die Tilgung von 
Ausgleichsforderungen gebildeten Fonds ab- 
zuführen. Bis zur Höhe des voraussichtlichen 
Abwicklungsüberschusses darf er unter dem 
Vorbehalt etwaiger Rückforderungen Vor- 
auszahlungen an den Fonds leisten." 

Begründung zu a) und b) 

Der Entwurf schließt eine Auseinandersetzung 
zwischen der Deutschen Reichsbank und den 
Ländern aus und bestimmt, daß die Forderungen 
der Geldinstitute gegen die Reichsbank erlö- 
schen, Diese Regelung verhindert abschließend 
eine Minderung der Ausgleichsforderungen der 
Geldinstitute, die diesen entweder infolge der 


Übernahme von Verpflichtungen der Deutschen 
Reichsbank oder infolge des Ausfalls von An- 
sprüchen gegen die Deutsche Reichsbank zuge- 
teilt worden sind. Sie erspart es gleichzeitig dem 
Bund, den Fehlbetrag der Deutschen Reichsbank 
durch Ausgleichsforderungen aufzufüllen und da- 
durch die Länder von den übernommenen Aus- 
gleichslasten zu befreien. Eine solche Regelung 
kann nur dann in Kauf genommen werden, wenn 
der Abwicklungsüberschuß der Reichsbankrest- 
masse an den bei der Deutschen Bundesbank be- 
stehenden Fonds zum Ankauf von Ausgleichs- 
forderungen abgeführt wird, wie dies in dem 
von der Bundesregierung während der zweiten 
Legislaturperiode eingebrachten Entwurf vorge- 
sehen war. Die nunmehr für eine anderweitige 
Verwendung des Überschusses gegebene Be- 
gründung vermag nicht zu überzeugen. Die Zu- 
führung an den Ankaufsfonds entspricht gesamt- 
wirtschaftlichen Interessen. Sie führt außerdem 
auch zu einer Entlastung des Bundes und der 
Länder, die durch die Zuteilung der Ausgleichs- 
forderungen an die Geldinstitute die Voraus- 
setzungen für einen Abwicklungsüberschuß der 
Deutschen Reichsbank geschaffen haben. Die 
gleichen Erwägungen erfordern auch die Ab- 
führung eines auf die im Eigentum der Deut- 
schen Reichsbank stehenden Dego-Aktien ent- 
fallenden Abwicklungserlöses, weil diese Aktien 
Bestandteil des Reichsbankvermögens sind. 

3. Zu § 7 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Bei der Deutschen Bundesbank wird ein 
rechtlich unselbständiger Fonds gebildet, dem 
der dem Bund nach § 27 Nr. 4 des Gesetzes über 
die Deutsche Bundesbank zustehende Restge- 
winn der Deutschen Bundesbank, höchstens je- 
doch zwanzig Millionen Deutsche Mark, und 
zwar erstmals der Gewinn des Geschäftsjahres 
1958, zufließt." 

Begründung 

Folge der Neufassung des § 6 Abs. 1 und 5. 
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Replik der Bundesregierung 
auf die Änderungsvorschläge des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Bundesregierung teilt nicht die Meinung des 
Bundesrates, daß die Gesetzgebungszuständigkeit 
des Bundes hinsichtlich der liquidationsrechtlichen 
Bestimmungen über die Deutsche Reichsbank aus 
Artikel 134 oder 135 GG folge und daß der Entwurf 
deshalb zustimmungsbedürftig sei. 

Artikel 134 GG kann auf die Deutsche Reichsbank 
keine Anwendung finden, weil diese Vorschrift nur 
das unmittelbare Vermögen des Deutschen Reichs 
betrifft, wozu das Vermögen der Deutschen Reichs- 
bank nicht gehört. Die Reichsbank ist eine vom 
Reich rechtlich unabhängige juristische Person des 
öffentlichen Rechts, deren Grundkapital von priva- 
ten Anteilseignern aufgebracht wurde (vgl. dazu 
Urteil des Bundesgerichtshofes vom 9. Juli 1957 
Aktenzeichen VI Z R 202/56, Wertpapier-Mitteilun- 
gen 1957 Nr. 35 S. 1094). 

Auch Artikel 135 GG trifft nicht zu, weil diese Vor- 
schrift nicht auf solche reichsunmittelbaren Körper- 
schaften und Anstalten anwendbar ist, deren Funk- 
tionen nach der Kompetenzverteilung des Grund- 
gesetzes auf den Bund übergehen sollen oder sogar 
schon übergegangen sind (vgl. Holtkotten, Bonner 
Kommentar, Anmerkung II, 7 a zu Artikel 135 GG, 
S, 28; die dort gezogene Folgerung, daß dann wie- 
der Artikel 134 GG anwendbar würde, trifft jeden- 
falls auf die Deutsche Reichsbank aus den oben- 
genannten Gründen nicht zu). Die Funktionen der 
Deutschen Reichsbank sind, nachdem der besat- 
zungsrechtliche Zwischenzustand des Landeszentral- 
banksystems abgeschlossen ist, gemäß Artikel 88 
GG auf die Deutsche Bundesbank übergegangen. 
Verwaltungsmäßige Länderinteressen sind daher 
nicht berührt, übrigens würde, selbst wenn die An- 
wendbarkeit des Artikels 135 GG zu bejahen wäre, 
nicht Absatz 5, sondern Absatz 4 in Verbindung mit 
Absatz 2 Platz greifen, weil das Vermögen der 
Deutschen Reichsbank überwiegend für deren Ver- 
waltungsaufgaben bestimmt war. Absatz 4 sieht 
aber eine Zustimmung des Bundesrates nicht vor. 

Nach Ansicht der Bundesregierung folgt jedoch die 
Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes über die 
Deutsche Reichsbank allein aus Artikel 73 Nr. 4 GG. 
Danach kann der Bundesgesetzgeber auf dem Ge- 
biete des Währungswesens nicht nur materielle, 
sondern auch organisatorische Vorschriften erlas- 
sen. Der vorliegende Gesetzentwurf ist nur der 
Schlußakt der vom Besatzungsgesetzgeber durch das 
Landeszentralbanksystem im Sinne der Dezentrali- 
sation eingeleiteten und vom Bundesgesetzgeber 
durch das Bundesbankgesetz im Sinne der Rezen- 
tralisation fortgesetzten Umorganisation der Wäh- 
rungsbank. Er enthält insbesondere die nach § 27 
des Landeszentralbankgesetzes (alter Fassung) aus- 
drücklich vorbehaltene Vermögensauseinanderset- 


zung zwischen der alten und der neuen Währungs- 
bank. Die Umorganisation der Währungsbank und 
ihre vermögensrechtlichen Auswirkungen bilden 
einen zwar in verschiedenen Stadien ablaufenden, 
aber dennoch einheitlich zu beurteilenden Vorgang. 
Es ist nicht angängig, den früheren Hauptakt und 
den jetzigen Schlußakt der Umorganisation getrennt 
unter verschiedenen rechtlichen Gesichtspunkten zu 
betrachten und daraus die Meinung herzuleiten, der 
Schlußakt falle nicht mehr unter Artikel 73 Nr. 4 
GG, weil infolge des Hauptaktes die Reichsbank 
ihre Eigenschaft als Währungsbank verloren habe. 

Das Gesetz über die Liquidation der Deutschen 
Reichsbank wird daher ebensowenig wie das nach 
Artikel 88 GG bereits erlassene Gesetz über die 
Errichtung der Deutschen Bundesbank der Zustim- 
mung des Bundesrates bedürfen. 

Zu 2. und 3. 

Die Änderungsvorschläge des Bundesrates laufen 
darauf hinaus, die Reichsbankrestmasse mit einem 
Liquidationswert von schätzungsweise 370 Mio DM 
(vgl. Status auf Seite 11 der Entwurfsbegründung) 
nicht dem Bund, sondern den Ländern zuzuführen. 
Die Bundesregierung hält das aus rechtlichen und 
tatsächlichen Gründen für ungerechtfertigt. 

Bei der Dezentralisation der Reichsbank wurde nur 
eine Auseinandersetzung zwischen ihr und ihrem 
Nachfolgesystem Vorbehalten. Der Auseinanderset- 
zungsanspruch des Nachfolgesystems steht, nachdem 
der Bund gemäß § 38 Abs. 2 des Bundesbankgeset- 
zes zusätzlich zu seiner eigenen Ausgleichslast ge- 
genüber der Bank deutscher Länder auch die Aus- 
gleichslast der Länder gegenüber den Landeszen- 
tralbanken übernommen hat, ausschließlich dem 
Bund zu. Diese Übernahme der Ausgleichslast auf 
den Bund war kein „Kaufpreis“ für die Eingliede- 
rung der Landeszentralbanken in die Bundesbank, 
sondern die zwangsläufige Folge der durch Artikel 
88 GG vorgeschriebenen Einrichtung der Währungs- 
bank als Bundesbank, die sich nach § 1 des Bundes- 
bankgesetzes als eine Verschmelzung der Landes- 
zentralbanken und der Bank deutscher Länder dar- 
stellt. Eine ebenso zwangsläufige Folge der Über- 
nahme der Ausgleichslast auf den Bund ist der 
Übergang des damit verbundenen Auseinanderset- 
zungsanspruchs gegen die Reichsbank. Aus dem 
Vorbehalt des § 27 des Landeszentralbankgesetzes 
kann daher nur der Bund einen Auseinanderset- 
zungsanspruch gegen die Reichsbank herleiten. 

Außerhalb dieses Vorbehalts können sich Ausein- 
andersetzungsansprüche der Länder gegen die 
Reichsbank nicht auswirken. 

Zunächst hält die Ansicht nicht der Nachprüfung 
stand, daß die Länder Auseinandersetzungsan- 
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Sprüche aus dem in § 2 Abs. 3 des Entwurfs vorge- : 
sehenen Erlöschen der bisher nach § 14 UG „nicht ! 
umgestellten" Forderungen der Geldinstitute gegen j 
die Reichsbank hätten. Die Geldinstitute haben nach 
§ 10 UG in Form der sogenannten Liquiditätsaus- 
stattung neue DM-Forderungen gegen die Landes- j 
Zentralbanken erhalten, deren Ausgleich heute den ! 
Bund belastet. Hieraus wäre allein der Bund aus- | 
gleichslberechtigt. § 2 Abs. 3 des Entwurfs bezieht 
sich nur auf DM-Forderungen im Sinne des § 13 UG 
und ist lediglich eine nachträgliche Ordnungsmaß- 
nahme, die entsprechend § 41 UEG getroffen wer- 
den muß. 

Aber auch der Übergang von Verbindlichkeiten der 
Reichsbank auf die Geldinstitute gibt den Ländern 
im Ergebnis keine Auseinandersetzungsansprüche. 

Reichsmarkverbindlichkeiten der Reichsbank sind 
im Bundesgebiet von den Landeszentralbanken zu 
Lasten ihrer Umstellungsrechnung (§ 3 der 31. 
DVO/UG) übernommen und durch Ausgleichsfor- 
derungen gegen den Bund gedeckt worden. Daraus 
folgt allein ein Auseinandersetzungsanspruch des 
Bundes auf Grund des Vorbehalts des § 27 LZB- Ge- 
setz. In Berlin sind die Verbindlichkeiten aus soge- 
nannten Uraltguthüben auf neue Institute überge- 
gangen und dort nach der Berliner Uraltkontenbe- 
stimmung durch das Land Berlin oder nach dem 
Umstellungsergänzungsgesetz durch den Bund ge- 
deckt worden. Dieserhalb haben also das Land Ber- 
lin nach Nr. 5 Abs. 2 UB und der Bund nach § 37 
UEG Auseinandersetzungsansprüche gegen die ! 
Reichsbank. 

i 

Anstelle der erloschenen Verbindlichkeiten aus ! 
Reichsbanknoten traten in Höhe des sogenannten 
Kopfgeldes BdL-Noten, im übrigen Guthaben bei 
Geldinstituten. Die BdL-Noten wurden zu Lasten 
des Bundes, die Guthaben bei Geldinstituten zu 
Lasten der Länder gedeckt. Ob die Länder dieser- 
halb Auseinandersetzungsansprüche gegen die 
Reichsbank haben, ist zweifelhaft, denn es ist frag- 
lich, ob Nr. 5 Abs. 2 UB und § 37 UEG einen all- 
gemeinen Rechts grundsatz enthalten oder eng aus- 
zulegende Sondervorschriften sind. 

Die Entscheidung dieser Rechtsfrage kann dahin- 
gestellt ibleiben. Denn der unzweifelhaft 'gegebene 
Auseinandersetzungsanspruch des Landes Berlin aus 
der Uraltkontenregelung und etwaige weitere Aus- 
einandersetzungsansprüche aller Länder aus der 
Umwandlung der aus abgelieferten Reichsbankno- 
ten entstandenen Altgeldguthaben werden erheblich 
überkompensiert durch die Pauschalleistungen, die 
der Bund nach § 13 des Gesetzes zur Tilgung von 
Ausgleichsforderungen bereits zur Entlastung der 
Länder erbringt. Diese Bundesleistungen, die sich 


im Laufe des Tilgungsverfahrens aus den jährlich 
40 Mio DM Bundesbankgewinn und den auf die an- 
gekauften Ausgleichsforderungen anfallenden An- 
nuitäten auf insgesamt mehr als 3 Md. DM sum- 
mieren, sind unzweifelhaft höher als der minimale 
Auseinandersetzungsanspruch Berlins und die zwei- 
felhaften Auseinandersetzungsansprüche aller Län- 
der. In § 13 des Tilgungsgesetzes wurde ausdrück- 
lich Vorbehalten, die Bundesleistungen auf Zah- 
lungsverpflichtungen anzurechnen, „die bei der Ab- 
wicklung der Deutschen Reichsbank und der Deut- 
schen Golddiskontbank etwa entstehen". Dieser auf 
den gegebenen Fall zugeschnittene Vorbehalt be- 
zweckt gerade die Abgeltung von Auseinanderset- 
zungsansprüchen der Länder durch Pauschalleistun- 
gen des Bundes. Es besteht kein Anlaß, lihn unbe- 
rücksichtigt zu lassen. 

Aber nicht nur aus den dargelegten Rechtsgründen, 
sondern auch aus Billigkeitserwägungen wäre die 
Zuweisung der Reichsbankrestmasse an die Länder 
nicht gerechtfertigt. In dem früheren Entwurf frei- 
lich, der eine Abfindung der Reichsbankanteilseig- 
ner mit untilgbaren BdL-Genuß rechten vorsah, hatte 
die Bundesregierung selbst die Zuweisung der liqui- 
den Reichsbankrestmasse (mit Ausnahme der rd. 
513 Mio RM Dego-Aktien) an den Tilgungsfonds 
für Ausgleichsforderungen vorgesehen, weil sie aus 
der Liquidation der Reichsbank keine haushalts- 
mäßigen Vorteile für den Bund ziehen wollte. Da 
aber der vorliegende Entwurf nunmehr die Tilgung 
der Bundesbankgenußrechte vorsieht, erscheint es 
allein gerechtfertigt, die liquide Reichsbankrestmasse 
dem Tilgungsfonds für Bundesbankgenußrechte zu- 
zuführen, den der Bund obendrein noch mit jährlich 
20 Mio DM Bundesbankgewinn an reichern muß. Die 
Abführung des Erlöses der rd. 513 Mio RM Dego- 
Aktien war im früheren Entwurf weder von der 
Bundesregierung vorgeschlagen noch vom Bundes- 
rat verlangt. Das neue Verlangen des Bundesrates 
geht zusätzlich zu Lasten des Bundes, weil der Ge- 
genwert der Dego-Aktien überwiegend aus Ent- 
schädigungsforderungen nach § 54 AuslWBG be- 
steht, die sich gegen den Bund richten. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß der Bundes- 
rat vorschlägt, einerseits dem Bund die Abfindung 
der Reichsbankanteilseigner mit rd. 150 Mio DM als 
neue Last aufzubürden, andererseits aber unter 
Außerachtlassung der ausdrücklich vorbehaltenen 
Anrechnung von mehr als 3 Md. DM Bundesleistun- 
gen die hauptsächlich vom Bund erst noch zu erstel- 
lende Reichsbankrestmasse im Liquidationswert von 
rd. 370 Mio DM den Ländern zuzuführen. Diesem 
Vorschlag widerspricht die Bundesregierung nach- 
drücklich. 
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